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Leitlinien für die Berechnung von 

Finanzkorrekturen im Rahmen des 

Konformitätsabschlussverfahrens und 

des Rechnungsabschlussverfahrens 

 
 
HAFTUNGSAUSSCHLUSS: Dieses Dokument gibt den Standpunkt der Kommission zur 

Auslegung der Rechtsgrundlagen für die Berechnung der finanziellen Auswirkungen im 

Rahmen der Verfahren für den Konformitätsabschluss und den Rechnungsabschluss 

wieder. Es ist lediglich als eine allgemeine Orientierungshilfe und nicht als 

rechtsverbindlich anzusehen. Das Dokument ist keinesfalls als Ersatz für 

Verwaltungsvorschriften gedacht und greift auch nicht Entscheidungen des Gerichtshofs 

vor, der allein befugt ist, eine rechtsverbindliche Stellungnahme zur Gültigkeit und 

Auslegung der von den Organen der EU erlassenen Rechtsakte abzugeben. 

Darüber hinaus wird ausdrücklich betont, dass die Mitgliedstaaten für die 

ordnungsgemäße Anwendung der Rechtsvorschriften im Agrarbereich verantwortlich 

sind. 
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KAPITEL 1 

1.1. Einleitung 

Dieses Dokument gibt Orientierungshilfen für Folgendes: 

 Berechnung von Finanzkorrekturen, die im Rahmen des 

Konformitätsabschlussverfahrens vorzunehmen sind wegen  

o Mängeln der Verwaltungs- und Kontrollsysteme zur Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit von aus dem EGFL und dem 

ELER finanzierten Vorhaben  

o Mängeln der Cross-Compliance-Kontrollsysteme  

o Mängeln bei der Einhaltung der Zulassungskriterien durch die 

Zahlstellen  

o Mängeln bei den Ex-Post-Kontrollen 

o Mängeln bei der Funktion „Außenstände“ 

 Berechnung von Finanzkorrekturen, die im Rahmen des 

Rechnungsabschlussverfahrens vorzunehmen sind 

 Beschluss zur Nichteinleitung oder Nichtweiterverfolgung eines 

Konformitätsabschlusses 

 positive Korrekturen im Rahmen der Rechnungsabschlussverfahren  

Diese Leitlinien werden für Konformitäts- und Rechnungsabschlussverfahren verwendet, 

die ab dem 1.1.2015 eingeleitet werden (Berücksichtigung des Zeitpunkts des 

entsprechenden an den betreffenden Mitgliedstaat versandten Mitteilungsschreibens). Für 

vor dem 1.1.2015 bereits laufende Verfahren werden weiterhin die bisherigen Leitlinien 

verwendet.  

Den Leitlinien liegen folgende Rechtsvorschriften zugrunde:  

 für das Konformitätsabschlussverfahren: Artikel 52 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013, Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 und Artikel 34 der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014; 

 für das Rechnungsabschlussverfahren: Artikel 51 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013;  

 für die Cross-Compliance-Kontrollsysteme: Titel VI der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 und Titel IV der Verordnung (EU) Nr. 640/2014; 

 für Mängel bei den Zulassungskriterien: Artikel 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014; 

 für die Ex-Post-Kontrollen: Titel IV Kapitel III der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013; 
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 für Mängel bei den Außenständen: Artikel 54, 55 und 56 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013; 

 für den Beschluss der Kommissionsdienststellen zur Nichteinleitung oder 

Nichtweiterverfolgung eines Konformitätsabschlussverfahrens: Artikel 35 der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014. 

Die Leitlinien für die Festsetzung von Finanzkorrekturen, die die Kommission bei 

Verstößen gegen die Vorschriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge auf von der EU im 

Rahmen der geteilten Mittelverwaltung finanzierte Ausgaben anwendet, sind im Beschluss 

C(2013) 9527 final der Kommission vom 19. Dezember 2013 und dessen Anhang 

festgelegt. 

1.2. Definition der in diesen Leitlinien verwendeten Begriffe 

 Das Verwaltungs- und Kontrollsystem umfasst sämtliche Verwaltungs- und 

Vor-Ort-Kontrollen, die von den Mitgliedstaaten durchzuführen sind, „um die 

Einhaltung der Vorschriften im Rahmen der Stützungsregelungen der Union, die 

das Risiko eines finanziellen Schadens für die Union so weit wie möglich 

reduzieren sollen, sicherzustellen“
1
. Die Bestandteile des Verwaltungs- und 

Kontrollsystems werden als Schlüssel- und Zusatzkontrollen eingestuft. 

Die Verwaltungs- und Kontrollsysteme können nach zwei Hauptkategorien 

unterschieden werden: Systeme zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben und Systeme zur Überprüfung der Einhaltung 

der Cross-Compliance-Regelung. Das System zur Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben hängt von der 

Stützungsregelung ab; es kann sich um das integrierte Verwaltungs- und 

Kontrollsystem (IVKS)
2
 oder um ein anderes, mit dem IVKS kompatibles oder 

nicht kompatibles Verwaltungs- und Kontrollsystem
3
 handeln.   

   Schlüsselkontrollen sind „die Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen, die 

erforderlich sind, um die Zulässigkeit der Beihilfen und die entsprechende 

Anwendung von Kürzungen und Sanktionen zu überprüfen.“
 4

  Es handelt sich um 

die körperlichen und administrativen Kontrollen, die erforderlich sind, um die 

wesentlichen Elemente eines Antrags zu überprüfen, insbesondere die Existenz 

der Person, die den Antrag stellt, die Erkennung von Doppelbeantragungen, die 

Erzeugnismenge, die qualitativen Merkmale einschließlich der Einhaltung der 

Fristen, Ernteauflagen, Haltungszeiträume usw., um so die genaue Berechnung 

                                                 
1 Siehe Artikel 58 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013. 

2 Für eine Auflistung der unter das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem fallenden 

Stützungsregelungen siehe Artikel 67 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013. 

3 Beispielsweise die Kontrollsysteme für die Cross-Compliance, die Stützungsregelungen im Weinsektor 

oder für die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren. 

4 Siehe Artikel 12 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014. 
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des an den Begünstigten zu zahlenden Betrags sicherzustellen. Die 

Schlüsselkontrollen werden vor Ort und durch administrative Gegenkontrollen 

mit unabhängigen Daten (z. B. mit einem System zur Identifizierung 

landwirtschaftlicher Parzellen) vorgenommen.  

Die Kommissionsdienststellen werden ein nicht erschöpfendes Verzeichnis von 

Schlüsselkontrollen bereitstellen und erforderlichenfalls aktualisieren. 

 Zusatzkontrollen sind „alle anderen Verwaltungsmaßnahmen, die erforderlich 

sind, um die Anträge korrekt zu bearbeiten,“
4
 wie eine Risikoanalyse und eine 

angemessene Überwachung der Verfahren.  

Die Kommissionsdienststellen werden ein nicht erschöpfendes Verzeichnis von 

Zusatzkontrollen bereitstellen und erforderlichenfalls aktualisieren. 

 Komponente eine Schlüssel-/Zusatzkontrolle: jedes Merkmal bzw. jede einzelne 

obligatorische Anforderung, dem/der eine Schlüssel-/Zusatzkontrolle genügen 

muss.  

 Kontrollmangel: eine Zusatzkontrolle, die vollkommen versagt hat, oder eine 

Schlüsselkontrolle, die entweder nicht in der nach den Verordnungen 

vorgeschriebenen Zahl, Häufigkeit oder Intensität vorgenommen wurde oder die 

überhaupt nicht oder aber so unzulänglich bzw. so selten durchgeführt wird, dass 

sie als unzureichend angesehen wird, um die Förderfähigkeit eines Antrags zu 

beurteilen.  

 Unregelmäßigkeit: „Der Tatbestand der Unregelmäßigkeit ist bei jedem Verstoß 

gegen eine Gemeinschaftsbestimmung [Unionsrecht/nationale Vorschriften
5
] als 

Folge einer Handlung oder Unterlassung eines Wirtschaftsteilnehmers gegeben, 

die einen Schaden für den Gesamthaushaltsplan der Gemeinschaften [Union] 

oder die Haushalte, die von den Gemeinschaften [der Union] verwaltet werden, 

bewirkt hat bzw. haben würde, sei es durch die Verminderung oder den Ausfall 

von Eigenmitteleinnahmen, die direkt für Rechnung der Gemeinschaften [der 

Union] erhoben werden, sei es durch eine ungerechtfertigte Ausgabe.“
6
 

 Verstoß: 

„bei Beihilfekriterien, Verpflichtungen und anderen Auflagen im Zusammenhang 

mit den Voraussetzungen für die Gewährung der Beihilfe oder Stützung im Sinne 

von Artikel 67 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 jede Nichtbeachtung 

dieser Beihilfekriterien, Verpflichtungen oder anderer Auflagen“ oder 

„bei der Cross-Compliance die Nichtbeachtung der gemäß Unionsrecht geltenden 

Grundanforderungen an die Betriebsführung, der von den Mitgliedstaaten gemäß 

Artikel 94 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festgelegten Standards für die 

Erhaltung der Flächen in gutem landwirtschaftlichem und ökologischem Zustand 

                                                 
5 Für den ELER (siehe Artikel 52 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013). 

6 Siehe Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.  
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oder der Erhaltung von Dauergrünland im Sinne von Artikel 93 Absatz 3 der 

genannten Verordnung;“
7
 

 Systembedingte Unregelmäßigkeit: jede Unregelmäßigkeit, die wiederholt 

auftreten kann und bei Vorhaben ähnlicher Art mit hoher Wahrscheinlichkeit 

auftritt und deren Nichtaufdeckung auf einen Mangel in der effektiven 

Funktionsweise eines Verwaltungs- und Kontrollsystems zurückzuführen ist; 

hierzu gehören auch die Fälle, in denen nicht die geeigneten Verfahren im 

Einklang mit der Haushaltsordnung und den fondsspezifischen Regelungen 

eingerichtet wurden; 

 Beweise für weit verbreitete Unregelmäßigkeiten sind Informationen 

einschließlich Fakten (d. h. Ergebnisse vertiefter Prüfungen), aufgrund deren 

ernsthaft und begründet zu befürchten ist, dass in der geprüften Grundgesamtheit 

sehr häufig Unregelmäßigkeiten auftreten. 

 Ein mit erheblichen Mängeln behaftetes Kontrollsystem ist ein System, aus 

dem sich für den Fonds ein erhebliches Risiko von Unregelmäßigkeiten ergibt 

und an dem wesentliche Verbesserungen vorgenommen werden müssen.  

 Berechnete Finanzkorrektur: „Bei dem Ausschluss stützt die Kommission sich 

nur dann auf die Ermittlung der zu Unrecht gezahlten Beträge, wenn diese ohne 

einen unverhältnismäßig hohen Aufwand ermittelt werden können. Ist es der 

Kommission nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand möglich, die zu 

Unrecht gezahlten Beträge zu ermitteln, so können die Mitgliedstaaten innerhalb 

der von der Kommission für das Konformitätsabschlussverfahren vorgegebenen 

Fristen Angaben über die Überprüfung dieser Beträge vorlegen, die sich auf eine 

Prüfung aller potenziell von dem Verstoß betroffenen Einzelfälle stützen. Die 

Überprüfung erstreckt sich auf die gesamten Ausgaben, die nicht gemäß dem 

anwendbaren Recht getätigt wurden und zulasten des Unionshaushalts gehen. Die 

übermittelten Daten müssen alle einzelnen Beträge umfassen, die aufgrund des 

betreffenden Verstoßes nicht zuschussfähig sind.“
8
 

 Extrapolierte Finanzkorrektur: der von der Unionsfinanzierung 

auszuschließende Betrag, nachdem das Ergebnis der an einer repräsentativen 

Stichprobe durchgeführten Kontrolle auf statistischem Wege auf die 

Grundgesamtheit extrapoliert wurde, aus der die Probe gezogen wurde (begrenzt 

auf den Bereich, bei dem nach vernünftigem Ermessen damit zu rechnen ist, dass 

derselbe Verstoß auftritt). 

 Pauschale Finanzkorrektur: Sind die Bedingungen für die Festsetzung einer 

berechneten oder einer extrapolierten Finanzkorrektur nicht erfüllt, so bewertet 

die Kommission den von der Unionsfinanzierung auszuschließenden Betrag nach 

der Art und Schwere der Verstöße sowie nach ihrer eigenen Einschätzung des 

Risikos eines dem Unionshaushalt entstandenen finanziellen Schadens. 

                                                 
7 Siehe Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014. 

8 Siehe Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014. 
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1.3. Wesentliche Grundsätze  

1.3.1. Nichteinhaltung von Unionsrecht / nationalem Recht 

Gemäß Artikel 52 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 werden 

Finanzkorrekturen vorgenommen, wenn die Kommissionsdienststellen feststellen, dass 

Ausgaben für den EGFL und den ELER „nicht in Übereinstimmung mit dem 

Unionsrecht oder, für den ELER, nicht in Übereinstimmung mit dem anwendbaren 

Unions- und nationalen Recht gemäß Artikel 85 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 

getätigt worden sind.“  

1.3.2. Verhältnismäßigkeit  

Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 besagt Folgendes: Die 

Kommissionsdienststellen „[bemessen] die auszuschließenden Beträge insbesondere 

unter Berücksichtigung des Umfangs der festgestellten Nichtübereinstimmung. Sie 

[tragen] dabei der Art des Verstoßes sowie dem der Union entstandenen finanziellen 

Schaden Rechnung.“ 

Das Abschlussverfahren sollte vorbeugend und korrigierend wirken und, wenn 

Korrekturen für erforderlich erachtet werden, durch angemessene Verfahrensgarantien 

gemäß den einschlägigen Rechtsvorschriften abgestützt sein.  

1.3.3. Verfahren für die Beurteilung der Finanzkorrekturen  

Stellen die Kommissionsdienststellen fest, dass sich eine bestimmte Zahlung auf einen 

Antrag bezieht, der nicht mit den Unionsvorschriften übereinstimmt, so sind die 

finanziellen Schäden für den Unionshaushalt eindeutig: Ausgenommen den Fall, dass die 

zu Unrecht erfolgte Zahlung bereits von den nationalen Kontrollbehörden entdeckt wurde 

und diese geeignete Abhilfemaßnahmen getroffen und die Wiedereinziehung in die Wege 

geleitet haben (siehe Kapitel 7), sollten die Kommissionsdienststellen die Finanzierung 

aus dem Unionshaushalt ablehnen (berechnete Korrektur).  

Ist es nicht möglich, die zu Unrecht gezahlten Beträge ohne unverhältnismäßig hohen 

Aufwand zu ermitteln, so können sich die Kommissionsdienststellen gemäß Artikel 12 

Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 für die Bewertung des finanziellen 

Schadens auf die Überprüfung stützen, die der betreffende Mitgliedstaat an einer 

repräsentativen Stichprobe von Fällen vorgenommen hat, und die Ergebnisse auf die 

Grundgesamtheit extrapolieren, bei der damit zu rechnen ist, dass der betreffende 

Verstoß auftritt (extrapolierte Korrekturen).  

Ein als unverhältnismäßig hoher Aufwand anzusehendes Beispiel wäre, wenn die 

Kommissionsdienststellen anhand einer repräsentativen Stichprobe Überprüfungen für 

eine Grundgesamtheit mit sehr vielen Vorgängen vornehmen, um eine Fehlerquote mit 

ausreichender Gewähr zu ermitteln.  

Wenn sich ein Mitgliedstaat nicht an die Unions-/nationalen Vorschriften bezüglich der 

Überprüfung der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Anträge hält, bedeutet 

dieses Versäumnis, dass die Zahlungen gegen die Unionsvorschriften für die betreffende 

Maßnahme und gegen das in Artikel 58 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 genannte 

allgemeine Erfordernis verstoßen, wonach die Mitgliedstaaten Unregelmäßigkeiten und 

Betrug vorbeugen, aufdecken und entsprechende Korrekturmaßnahmen treffen müssen. 

Dies bedeutet nicht unbedingt, dass alle Anträge vorschriftswidrig waren, aber die 
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Gefahr, dass dem Unionshaushalt unregelmäßige Zahlungen angelastet werden, ist 

größer. Während die Kommissionsdienststellen in bestimmten flagranten Fällen unter 

Umständen berechtigt sind, die Ausgaben in voller Höhe abzulehnen, wenn die in einer 

Verordnung vorgeschriebenen Kontrollen nicht vorgenommen wurden, würde der 

abgelehnte Betrag in vielen anderen Fällen aller Wahrscheinlichkeit nach höher sein als 

der der Union entstandene finanzielle Schaden. Daher ist vor jeder Festsetzung einer 

Finanzkorrektur eine Beurteilung des finanziellen Schadens vorzunehmen. Können die 

Bedingungen für die Bestimmung der von der Unionsfinanzierung auszuschließenden 

Beträge nicht berechnet oder extrapoliert werden, so wenden die 

Kommissionsdienststellen angemessene pauschale Korrekturen an. 

1.3.4. Risikoausgaben  

Allgemein gilt: 

Die Finanzkorrektur sollte auf den Teil der Ausgaben angewendet werden, bei dem ein 

Verlustrisiko bestand.  

Beruht der Mangel darauf, dass der Mitgliedstaat es versäumt hat, ein adäquates 

Verwaltungs- und Kontrollsystem aufzubauen, so sollte die Korrektur die gesamten 

Ausgaben betreffen, für die dieses Verwaltungs- und Kontrollsystem erforderlich war. 

Dies gilt auch für Beihilferegelungen und Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen 

Raums, die gemäß der Mitteilung der Kommissionsdienststellen, mit der die Prüfung 

angekündigt wurde, nicht Gegenstand der Prüfung waren, wenn diese Regelungen 

demselben Verwaltungs- und Kontrollsystem unterliegen und die mangelhafte Kontrolle 

von derselben Kontrollstelle durchgeführt wurde. In der Mitteilung der 

Kommissionsdienststellen gemäß Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014 sollten alle Beihilferegelungen und Maßnahmen zur Entwicklung des 

ländlichen Raums angegeben werden, bei denen davon ausgegangen wird, dass sie von 

dem festgestellten Mangel betroffen sind. 

Ausnahme: 

Steht fest, dass der Mangel auf die unzulängliche Anwendung eines von dem 

Mitgliedstaat angenommenen Kontrollsystems durch eine bestimmte Dienststelle oder 

eine bestimmte Region beschränkt ist, so sollte die Korrektur auf die von dieser 

Dienststelle bzw. Region verwalteten Ausgaben beschränkt werden. Dasselbe gilt, wenn 

der Mangel im Kontrollsystem nur eine bestimmte Art von Begünstigten betrifft. 

Besteht der Mangel beispielsweise in der unzulänglichen Überprüfung der Einhaltung der 

Kriterien für die Anwendung eines höheren Beihilfesatzes, so sollte für die Korrektur die 

Differenz zwischen dem höheren und dem niedrigeren Beihilfesatz zugrunde gelegt 

werden.  

1.3.5. Von den Finanzkorrekturen erfasster Zeitraum 

Die Finanzkorrektur wird auf die Ausgaben angewandt, die in dem gemäß Artikel 52 

Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 festzulegenden Zeitraum getätigt wurden. 

Die Ausgaben der Monate, die auf die schriftliche Mitteilung der Kommission gemäß 

Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 folgen, sind ebenfalls zu 

korrigieren, bis der Mangel keine negativen Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben mehr hat. Zu diesem Zweck sollten die 
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Mitgliedstaaten die von den Kommissionsdienststellen verlangten 

monatlichen/vierteljährlichen Ausgaben übermitteln. Werden an den monatlichen 

Ausgaben im Anschluss Änderungen vorgenommen, so wird die Auswirkung dieser 

Änderung auf die Finanzkorrektur im Rahmen des Rechnungsabschlussverfahrens gemäß 

Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 behandelt. 

Gemäß Artikel 34 Absatz 7 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 können 

die Kommissionsdienststellen unter Berücksichtigung der Bestimmungen über 

Wiederholungsfälle in Kapitel 3 „aufeinanderfolgende Konformitätsabschlussverfahren 

durchführen, bis der Mitgliedstaat die Abhilfemaßnahmen tatsächlich umgesetzt hat“. 

Wenn sich der Mangel aufgrund seiner Art auch auf die Rechtmäßigkeit und 

Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben mehrerer kommender Jahre negativ auswirken wird 

(trotz der vom Mitgliedstaat getroffenen Abhilfemaßnahmen)
9
, wird die Untersuchung 

ebenfalls mehrere Abschlussbeschlüsse der Kommissionsdienststellen nach sich ziehen. 

1.3.6. Für die Beurteilung der Finanzkorrekturen herangezogene 

Informationen 

Die Kommissionsdienststellen verweigern die Finanzierung von Ausgaben, wenn sie 

aufgrund ihrer eigenen Feststellungen und/oder anderweitiger Erkenntnisse
10

 ernsthafte 

und begründete Zweifel hegen, dass die betreffende Maßnahme im Einklang mit dem 

einschlägigen Unionsrecht / nationalen Recht durchgeführt wurde.  

Der Aufforderung zur Schätzung des der Union entstandenen finanziellen Schadens 

entsprechend muss der Mitgliedstaat, sofern die Kommissiondienststellen nicht über die 

erforderlichen Informationen zur Berechnung der zu Unrecht gezahlten Beträge 

verfügen, die Informationen übermitteln, die erforderlich sind, um diese Beträge zu 

ermitteln oder den finanziellen Schaden zu extrapolieren. Die Pauschalsätze werden 

angewendet, wenn der Mitgliedstaat diese Informationen nicht fristgerecht übermittelt 

oder wenn die übermittelten Informationen nicht den Qualitätsanforderungen gemäß 

Artikel 12 Absatz 2 bzw. Artikel 12 Absätze 3, 4 und 5 der Verordnung (EU) 

Nr. 907/2014 erfüllen, oder wenn der Aufwand unverhältnismäßig hoch wäre.  

Darüber hinaus hat der Mitgliedstaat gemäß Artikel 12 Absatz 8 der Verordnung (EU) 

Nr. 907/2014 das Recht, „objektive Informationen“ vorzulegen, die zwar nicht die 

Bedingungen gemäß den Absätzen 2 und 3 erfüllen, aber beweisen, „dass der höchste 

Verlust für den Fonds niedriger ist als der Betrag, der sich bei Anwendung eines 

niedrigeren als des vorgeschlagenen Pauschalsatzes ergeben würde, [...]“. Diese 

Argumente müssen sorgfältig geprüft und abgewogen werden, wenn der anzuwendende 

Korrektursatz endgültig festgesetzt wird. 

Damit die Kommissionsdienststellen diese Informationen bei der Beurteilung des der 

Union entstandenen finanziellen Schadens berücksichtigen können, müssen sie von den 

                                                 
9 Z. B. können sich Mängel bei den Kontrollen, die die Mitgliedstaaten bei der Genehmigung von 

Förderanträgen in Bezug auf die Förderfähigkeit von Begünstigten im Rahmen der Vorruhestandsregelung 

vornehmen, auf die Ausgaben für die in den anschließenden Jahren (bis zu zehn Jahre) gezahlten 

Ruhegelder auswirken, selbst wenn der Mitgliedstaat unverzüglich Abhilfemaßnahmen getroffen hat.  

10 Erkenntnisse aus den Berichten anderer relevanter Einrichtungen (z. B. Europäischer Rechnungshof, 

OLAF, bescheinigende Stelle usw.). 
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Mitgliedstaaten gemäß den in Artikel 34 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 genannten 

Fristen übermittelt werden. 

Die Kommissionsdienststellen können, wann immer sie dies im Rahmen des 

Konformitätsabschlussverfahrens für erforderlich halten, Vor-Ort-Kontrollen 

durchführen, um weitere Erkenntnisse zur Untermauerung ihrer Schlussfolgerungen zu 

gewinnen.  

1.3.7. Ausgaben, die Gegenstand einer Finanzkorrektur waren, werden kein 

zweites Mal berichtigt  

Sich überschneidende Finanzkorrekturen (für dieselbe Zahlstelle, dasselbe Haushaltsjahr, 

dieselbe Kombination von Haushaltscodes) werden miteinander verrechnet. Die 

Reihenfolge, in der die Finanzkorrekturen angewendet werden, sollte sich nicht auf den 

Gesamtbetrag der Korrektur auswirken. Ebenso sollte es für den Gesamtbetrag der 

Korrektur keine Rolle spielen, ob die sich überschneidenden Korrekturen Teil desselben 

Konformitätsabschlussverfahrens sind oder unter zeitlich gestreute Prüfungen fallen.  

1.3.8. Auswirkung von Verwaltungssanktionen auf die Finanzkorrekturen  

Wenden die Mitgliedstaaten den in den Rechtsvorschriften vorgesehenen Mechanismus 

von Verwaltungssanktionen nicht an, so entsteht dem Unionshaushalt dadurch ein 

finanzieller Schaden (überhöhte Zahlungen oder Verlust von Einnahmen). Die 

Verwaltungssanktionen sollten daher in den Anwendungsbereich der Finanzkorrekturen 

einbezogen werden.  

1.3.9. Auswirkung von Wiedereinziehungen auf die Finanzkorrekturen 

Gemäß Artikel 12 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 werden die Beträge, die 

im Zusammenhang mit dem von den Kommissionsdienststellen festgestellten Verstoß 

vor einem von der Kommission im Laufe des Konformitätsabschlussverfahrens 

festzusetzenden Zeitpunkt von den Begünstigten effektiv zurückgefordert und dem Fonds 

gutgeschrieben wurden, von dem Betrag der  Korrektur abgezogen. 

Beträge, die im Zusammenhang mit dem von den Kommissionsdienststellen 

festgestellten Verstoß nach dem genannten Zeitpunkt zurückgefordert werden, werden 

verbucht und den nationalen Haushalten zugeführt. 

Wenn der Mitgliedstaat vor dem genannten Zeitpunkt Beträge zurückgefordert hat, aber 

nicht nachweisen kann, dass diese mit dem von den Kommissionsdienststellen 

festgestellten Verstoß zusammenhängen, so werden die zurückgeforderten Beträge vor 

Anwendung der Pauschalkorrektur vom Ausgabenbetrag abgezogen. 

1.3.10. Beziehung zu anderen Maßnahmen  

Finanzkorrekturen im Rahmen dieser Leitlinien werden von anderen Mechanismen, die 

gegebenenfalls zum Schutz der finanziellen Interessen der Union ausgelöst werden, nicht 

berührt. Ebenso bleibt die Möglichkeit unberührt, dass die Kommission ein 

Vertragsverletzungsverfahren gemäß den Artikeln 258 bis 260 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union in die Wege leitet. 
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2. KAPITEL 2: KRITERIEN UND VERFAHREN FÜR DIE BERECHNETEN UND DIE 

EXTRAPOLIERTEN FINANZKORREKTUREN 

 

Dieses Kapitel ersetzt ab dem 1.1.2015 das Dokument VI/5330/97 für die mit einem 
Mitteilungsschreiben eingeleiteten Rechnungsabschlussverfahren. 

Die Kommissionsdienststellen weisen erneut darauf hin
11

, dass eine präzisere 

Berechnung des finanziellen Schadens für den Unionshaushalt die aktive Mitwirkung der 

betreffenden Mitgliedstaaten erfordert, da nur sie über die notwendigen Angaben für eine 

derartige Berechnung verfügen. Der Gerichtshof hat bestätigt, dass es nicht Aufgabe der 

Kommission ist, selbst die erforderlichen Kontrollen durchzuführen, um einen genauen 

Wert für den entstandenen Verlust angeben zu können. Vielmehr obliegt es dem 

Mitgliedstaat nachzuweisen, dass die Schätzung der Kommission übertrieben war.
 
 

 

Der Aufforderung zur Schätzung des der Union entstandenen finanziellen Schadens 

entsprechend enthält die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission 

detaillierte Bestimmungen über berechnete und extrapolierte Finanzkorrekturen (siehe 

Begriffsbestimmungen in Kapitel I Ziffer 1.2 dieser Leitlinien). 

Gemäß Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 muss die Kommission, 

um die von den Mitgliedstaaten übermittelten Ergebnisse im Hinblick auf die 

Anwendung einer berechneten oder extrapolierten Finanzkorrektur berücksichtigen zu 

können, in der Lage sein, 

 „die von den Mitgliedstaaten genau zu beschreibenden Methoden für die 

Ermittlung oder Extrapolation zu beurteilen,  

 die Repräsentativität der Stichprobe gemäß Absatz 3 zu prüfen, 

 den Inhalt und die Ergebnisse der Ermittlung oder Extrapolation zu prüfen,  

 ausreichende und einschlägige Prüfnachweise hinsichtlich der zugrunde 

liegenden Daten zu erhalten.“ 

 

Praktisch bedeutet dies, dass folgende Voraussetzung erfüllt sein muss, damit die 

Kommissionsdienststellen die von den Mitgliedstaaten vorgenommene Berechnung oder 

Extrapolation der Finanzkorrektur akzeptieren kann:  

Die den Kommissionsdienststellen übermittelten Angaben sollten belegen, dass die 

Berechnungs-/Extrapolationsverfahren die ganze Grundgesamtheit, die Gegenstand der 

mangelhaften Kontrolle oder des mangelhaften Verwaltungs- und Kontrollsystems ist, als 

                                                 
11 Siehe Antwort der Kommission auf den Sonderbericht des Europäischen Rechnungshofs Nr. 7/2010 

„Prüfung des Rechnungsabschlussverfahren“ (S. 47 und 60).  
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Ausgangspunkt verwenden. Zu diesem Zweck sollte das Verfahren, mit dem der 

Mitgliedstaat die risikobehaftete Grundgesamtheit ermittelt hat, so ausführlich 

beschrieben werden, dass die Kommissionsdienststellen vernünftigerweise davon 

ausgehen können, dass außerhalb dieser Grundgesamtheit keine Unregelmäßigkeiten 

auftreten. 

Infolgedessen sollte der Mitgliedstaat nachweisen, dass er 

(1) entweder jedes Element (Datei/Vorgang) der risikobehafteten Grundgesamtheit 

eingehend geprüft und die zu Unrecht gezahlten Beträge neu berechnet hat, 

einschließlich des Betrags der Sanktionen, die hätten angewendet werden müssen,  

ODER  

 (2) aus der risikobehafteten Grundgesamtheit eine repräsentative Stichprobe ausgewählt 

und auf statistischem Weg eine Extrapolation vorgenommen hat, um die geschätzten 

zu Unrecht gezahlten Beträge zu berechnen, einschließlich des Betrags der 

Sanktionen, die hätten angewendet werden müssen.  

Im Fall (1) sollte der Mitgliedstaat ausreichend Informationen übermitteln, damit die 

Kommissionsdienststellen die zu Unrecht gezahlten Beträge für jedes Element der 

Grundgesamtheit selbstständig berechnen können. 

Im Fall (2) sollte der Mitgliedstaat das für die Auswahl der Stichprobe verwendete 

Verfahren eingehend erläutern und begründen, warum dieses Verfahren für geeignet 

angesehen wird. Außerdem sollte der Mitgliedstaat ausreichend Informationen 

übermitteln, damit die Kommissionsdienststellen die zu Unrecht gezahlten Beträge für 

jedes Element der Stichprobe selbstständig berechnen können. Der Mitgliedstaat muss 

den Kommissionsdienststellen zudem eine Beschreibung des angewendeten 

Extrapolationsverfahrens übermitteln, begründen, warum er dieses Verfahren für 

geeignet hält, und ausreichend Informationen vorlegen, damit die 

Kommissionsdienststellen den extrapolierten Betrag selbstständig berechnen können. 

Die Informationen müssen insbesondere Folgendes umfassen: Wesentlichkeit, 

Konfidenzniveau, erwarteter Fehler, Stichprobenumfang, Intervall, Anzahl der 

tatsächlich ausgewählten Vorgänge, Anzahl, Art und Betrag der festgestellten Fehler, 

Beträge, die für vom Verstoß betroffene Fälle tatsächlich gezahlt wurden, Berechnung 

des wahrscheinlichsten Fehlers oder des prognostizierten Gesamtfehlers
12

 (wenn ein 

anderes Verfahren als das MUS-Verfahren angewendet wird) sowie obere Fehlergrenze.  

Die Mitgliedstaaten können die in der neuen Leitlinie Nr. 2 für die bescheinigenden 

Stellen beschriebenen, ab dem Haushaltsjahr 2015 geltenden Grundsätze anwenden. 

Gemäß Artikel 12 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 können die 

Mitgliedstaaten auch Folgendes heranziehen: 

(3) „die von der bescheinigenden Stelle bestätigten Kontrollstatistiken der Zahlstellen“  

ODER  

                                                 
12 Für spezifische Begriffe (Gesamtfehler, prognostizierter Gesamtfehler usw.) wird auf die Leitlinie Nr. 2 

für die jährliche Bescheinigungsprüfung verwiesen.  
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(4) „die von der bescheinigenden Stelle bei ihren Prüfungen gemäß Artikel 9 der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 ermittelte Fehlerquote“. 

In beiden Fällen kann die bescheinigende Stelle die in der neuen Leitlinie Nr. 2 für die 

bescheinigenden Stellen
13

 beschriebenen, ab dem Haushaltsjahr 2015 geltenden 

Grundsätze anwenden. 

In der Praxis kann die Arbeit der bescheinigenden Stelle wie im Folgenden beschrieben 

zur Festsetzung einer extrapolierten Finanzkorrektur herangezogen werden: 

Werden während der jährlichen Bescheinigungsprüfung große Fehler festgestellt (z. B.: 

der wahrscheinlichste Fehler übersteigt den geschätzten Fehler beim statistischen 

Stichprobenverfahren), kann die bescheinigende Stelle beschließen, zusätzliche 

Prüfungen für die ganze Grundgesamtheit durchzuführen. In diesem Fall kann der Fehler 

in der vordefinierten Grundgesamtheit/Schicht genauer geschätzt werden, doch lässt sich 

für die problematische Maßnahme/Regelung keine spezifische Fehlerquote ermitteln, es 

sei denn, die ganze Grundgesamtheit/Schicht betrifft eine Regelung. 

Alternativ kann die bescheinigende Stelle beschließen, zusätzliche Arbeiten 

durchzuführen, um die Ermittlung eines bekannten Fehlers für den betroffenen Teil der 

Grundgesamtheit (z. B. für eine Maßnahme oder Regelung) zu erleichtern, und zwar: 

a) während ihrer jährlichen Bescheinigungsprüfung nach Feststellung von Fehlern 

bei der vertieften Prüfung und von Nichtkonformitäten im Rahmen einer 

spezifischen Regelung; 

 

b) wenn aufgrund der Erfahrungen oder Ergebnisse aus früheren Prüfungen eine 

problematische Maßnahme/Regelung von Beginn der Bescheinigungsprüfung an 

von der restlichen Grundgesamtheit getrennt geprüft wird; 

 

c) wenn den Behörden des Mitgliedstaats vor Abschluss der Bescheinigungsprüfung 

(z. B. vor Oktober, dem Ende des betreffenden Haushaltsjahrs) oder danach eine 

entsprechende Aufforderung der Kommission zugeht. Im letztgenannten Fall 

kann die bescheinigende Stelle anhand von Stichprobenparametern, die von den 

Kommissionsdienststellen mitgeteilt werden, zusätzliche Prüfungen im 

Zusammenhang mit der bereits durchgeführten Arbeit durchführen, um eine neue 

Fehlerbewertung auf der Grundlage der neuen und der ursprünglichen Stichprobe 

vorzunehmen.  

(5) Falls die Kommission die von der bescheinigenden Stelle im Rahmen der jährlichen 

Bescheinigungsprüfung durchgeführten Arbeiten nicht berücksichtigen kann und 

somit zur Schätzung des der Union entstandenen finanziellen Schadens zusätzliche 

                                                 
13 Siehe Ares (2015)407949 vom 2.2.2015, abrufbar auf Circa BC, und die nachfolgenden jährlichen 

Aktualisierungen. Die neue Leitlinie Nr. 2 wird verwendet, um über die jährliche Bescheinigungsprüfung 

der bescheinigenden Stelle auf die auf Ebene der Grundgesamtheit (EGFL/ELER IVKS und Nicht-IVKS, 

öffentliche Lagerhaltung/Intervention) ermittelte Fehlerquote zu schließen. 
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Prüfungen erforderlich sind, kann der Mitgliedstaat die bescheinigende Stelle oder 

die Zahlstelle mit dieser Aufgabe betrauen
14

.  

Beide Stellen sollten dem in der Leitlinie Nr. 2 beschriebenen allgemeinen 

Prüfkonzept folgen unter Verwendung von Stichprobenparametern, die mit den 

Kommissionsdienststellen vorab vereinbart werden könnten. Ermittelt die Zahlstelle 

eine Fehlerquote für eine bestimmte Maßnahme/Regelung, so kann die 

bescheinigende Stelle aufgefordert werden, dieses Ergebnis zu überprüfen (z. B. im 

Rahmen der jährlichen Bescheinigungsprüfung oder gesondert). 

Das Ziel etwaiger zusätzlicher Prüfungen bestünde darin, zu einer genaueren Schätzung 

der finanziellen Auswirkungen der festgestellten Mängel zu gelangen, und nicht 

unbedingt in der Ermittlung und Quantifizierung sämtlicher potenzieller Fehler in den für 

diese Prüfungen ausgewählten Fällen. 

Damit die Arbeit der bescheinigenden Stelle bei der Festsetzung der Finanzkorrektur 

berücksichtigt werden kann, überprüfen die Kommissionsdienststellen gemäß Artikel 12 

Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014, ob 

 die von den bescheinigenden Stelle geleistete Arbeit, sowohl was die 

Prüfstrategie als auch was Inhalt, Umfang und Qualität der eigentlichen 

Prüftätigkeit anbelangt, zufriedenstellend ist; 

 der von den Kontrollstatistiken oder der zusätzlichen Arbeit der bescheinigenden 

Stelle erfasste Bereich mit dem Anwendungsbereich des betreffenden 

Konformitätsabschlussverfahrens übereinstimmt. Zu diesem Zweck sollte der 

Mitgliedstaat nachweisen, dass zwischen dem im Rahmen des 

Abschlussverfahrens festgestellten Mangel und dem entsprechenden Risiko 

einerseits und den Ergebnissen der Kontrollen der Zahlstellen, die in den 

Kontrollstatistiken / der zusätzlichen Arbeit der bescheinigenden Stelle zum 

Ausdruck kommen, andererseits ein klarer Zusammenhang besteht;   

 der Betrag von Sanktionen, die angewendet hätten werden müssen, bei der 

Bewertung der zu Unrecht geleisteten Zahlungen berücksichtigt wurde. 

Akzeptieren die Kommissionsdienststellen den vom Mitgliedstaat übermittelten 

berechneten Betrag des finanziellen Schadens oder die extrapolierte Fehlerquote, so 

entspricht der von der Unionsfinanzierung ausgeschlossene Betrag 

 dem übermittelten berechneten Betrag  

      ODER  

 dem Betrag, der sich aus der Extrapolation der übermittelten Fehlerquote auf die 

vom festgestellten Mangel betroffene Grundgesamtheit ergibt. 

                                                 
14 Einschließlich einer Einrichtung, der die Zahlstelle diese Aufgabe übertragen hat (Anhang I Nummer 1 

Buchstabe C der Verordnung (EU) Nr. 907/2014) und anderer Einrichtungen mit den erforderlichen 

technischen Kompetenzen. 
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3. KAPITEL 3: PAUSCHALE FINANZKORREKTUREN IM ZUSAMMENHANG MIT 

MÄNGELN DER VERWALTUNGS- UND KONTROLLSYSTEME, DIE DIE 

RECHTMÄSSIGKEIT UND ORDNUNGSMÄSSIGKEIT DER AUSGABEN BETREFFEN 

Dieses Kapitel ersetzt ab dem 1.1.2015 die Dokumente VI/5330/97 und 
AGRI/60637/2006 für die mit einem Mitteilungsschreiben eingeleiteten 
Rechnungsabschlussverfahren. 

Mit der immer häufigeren Durchführung von Systemprüfungen haben die 
Kommissionsdienststellen auch immer häufiger eine Beurteilung des Risikos 
vorgenommen, das sich aus einem Systemfehler ergibt. In den Fällen, in denen sich die 
tatsächliche Höhe der unregelmäßigen Zahlungen und somit die Höhe des der Union 
entstandenen finanziellen Schadens nicht bestimmen lässt, hat die Kommission seit 
dem Rechnungsabschluss für das Rechnungsjahr 1990 abhängig von der Höhe des 
Risikos pauschale Korrekturen in Höhe von 2 %, 5 % oder 10 % der erklärten Ausgaben 
vorgenommen. In Ausnahmefällen können auch höhere Korrekturen bis hin zu einer 
100 %-igen Ablehnung beschlossen werden.  

Das Recht der Kommission, derartige Korrekturen vorzunehmen, ist vom Gerichtshof in 
mehreren Urteilen bei Klagen gegen die jährlichen Rechnungsabschlussentscheidungen 
bekräftigt worden (z. B. Urteil in der Rechtssache C-50/94). 

 

3.1. Allgemeine Grundsätze  

Pauschale Korrekturen kommen in Frage, wenn es dem Prüfer anhand der aus einer 

Untersuchung resultierenden Informationen nicht möglich ist, den für den 

Unionshaushalt entstandenen finanziellen Schaden durch Berechnung oder durch eine 

Extrapolation gemäß Kapitel 2 zu bewerten, er aber andererseits feststellen kann, dass 

der Mitgliedstaat es versäumt hat, die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der 

abgerechneten Anträge adäquat zu überprüfen.  

Es liegt in der Natur der nachträglichen Prüfungen, dass sich nur in seltenen Fällen zum 
Zeitpunkt der Prüfung feststellen lässt, ob ein Antrag zum Zeitpunkt der Zahlung zulässig 
war: Die Zahl der Olivenbäume lässt sich vielleicht im Nachhinein noch überprüfen, weil 
sie sich normalerweise nicht verändert, aber die Zahl der Schafe beispielsweise oder die 
Qualität eines ausgeführten Käses lässt sich nachträglich nicht mehr feststellen. Der 
wahrscheinliche finanzielle Schaden für den Unionshaushalt muss daher durch eine 
Beurteilung des Risikos bestimmt werden, dem er durch den Mangel des Kontrollsystems 
ausgesetzt war. Dieser Mangel kann sich auf die Art, d. h. auf die Qualität der 
durchgeführten Kontrollen, aber auch auf ihre Zahl beziehen. Der Grundsatz, der auch in 
dem neuen Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 zum Ausdruck kommt, 
ist der, dass der Satz der Korrektur in einer eindeutigen Beziehung zu dem finanziellen 
Schaden für die Union stehen muss. 
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Die Entscheidung, ob eine Finanzkorrektur vorzunehmen ist, und, wenn ja, zu welchem 

Satz, muss sich generell auf die Beurteilung des Risikos eines finanziellen Schadens für 

den Unionshaushalt als Folge der Kontrollmängel stützen. Dabei sollten vor allem 

folgende Punkte berücksichtigt werden:  

 Bezieht sich der Mangel auf die Wirksamkeit des Verwaltungs- und 

Kontrollsystems generell oder auf eine oder mehrere der im Rahmen des Systems 

durchgeführten Kontrollen? 

 Wie sehr fällt der Kontrollmangel im Rahmen aller vorgesehenen 

administrativen, Vor-Ort- und sonstigen Kontrollen ins Gewicht? Aus dieser 

Sicht lassen sich die Kontrollen in Schlüsselkontrollen und Zusatzkontrollen 

einteilen. 

 Durch wie viele Mängel wird die Funktionsweise ein und desselben Verwaltungs- 

und Kontrollsystems beeinträchtigt?  

 Wie betrugsanfällig sind die Maßnahmen, speziell unter Berücksichtigung der 

wirtschaftlichen Anreize? 

Pauschale Korrekturen sollten in Betracht gezogen werden, wenn die 

Kommissionsdienststellen feststellen, dass eine Kontrolle, die in einer Verordnung 

ausdrücklich vorgeschrieben wird oder implizit erforderlich ist, um eine explizite 

Vorschrift einzuhalten (z. B. Gewährung der Beihilfe nur für eine bestimmte 

Erzeugnisqualität), nicht angemessen durchgeführt wurde. Pauschale Korrekturen sind 

hingegen nicht sinnvoll, wenn die Kontrolldienste der Mitgliedstaaten unter den 

Bedingungen von Kapitel 7 solche Mängel aufdecken. 

Werden Kontrollen zwar durchgeführt, sind aber unzulänglich, muss die Schwere des 

Mangels beurteilt werden. Fast jedes Kontrollverfahren ist verbesserungsfähig, und eine 

der Aufgaben der Kommissionsprüfer besteht darin, Verbesserungen der Verfahren 

sowie gegebenenfalls zusätzliche Kontrollen zu empfehlen, die zwar vom Gesetzgeber 

nicht vorgesehen sind, aber unter den besonderen Umständen des betreffenden 

Mitgliedstaats eine zusätzliche Gewähr für die Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben bieten.  

Dass die Art und Weise, in der ein Kontrollverfahren funktioniert, verbesserungsfähig ist, 

ist allerdings in sich selbst noch kein ausreichender Grund für eine Finanzkorrektur. 

Hierzu muss es bei der Einhaltung der expliziten Unionsvorschriften schwere 

Versäumnisse gegeben haben, und diese Versäumnisse müssen das reale Risiko eines 

Verlustes oder einer Unregelmäßigkeit zum Schaden des Fonds begründen.  

3.2. Höhe der pauschalen Korrektur  

Vor diesem Hintergrund werden folgende pauschale Korrekturen angewendet: 

1. Hat der Mitgliedstaat zwar die Schlüsselkontrollen in angemessener Weise 

vorgenommen, aber es vollständig versäumt, eine oder zwei Zusatzkontrollen 

durchzuführen, so ist eine Korrektur in Höhe von 2 % gerechtfertigt, da ein 

geringeres Risiko eines finanziellen Schadens für den Unionshaushalt bestand und 

auch der Verstoß weniger gravierend war.  

 

2. Werden eine oder zwei Schlüsselkontrollen vorgenommen, jedoch nicht in der nach 

den Verordnungen vorgeschriebenen Zahl, Häufigkeit oder Intensität, so ist eine 

Korrektur in Höhe von 5 % gerechtfertigt, da vernünftigerweise davon ausgegangen 
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werden kann, dass die Kontrollen nicht in ausreichendem Maß die Rechtmäßigkeit 

der Anträge gewährleisten und sich ein erhebliches Risiko für den Fonds ergibt. 

 

Gemäß Artikel 12 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 berücksichtigen die 

Kommissionsdienststellen bei der Festsetzung der Höhe der pauschalen 

Finanzkorrekturen „insbesondere die folgenden Umstände, bei denen die Mängel 

gravierender sind und somit ein größeres Verlustrisiko für den Unionshaushalt besteht“, 

was einen höheren pauschalen Korrektursatz rechtfertigt: 

3. „Eine oder mehrere Schlüsselkontrollen werden nicht oder nur so unzulänglich bzw. 

so selten vorgenommen, dass sie unzureichend sind, um die Förderfähigkeit eines 

Antrags zu beurteilen oder Unregelmäßigkeiten zu verhindern“; in diesem Fall ist 

eine Berichtigung in Höhe von 10 % gerechtfertigt, da vernünftigerweise davon 

ausgegangen werden kann, dass die Gefahr eines sehr hohen und generalisierten 

finanziellen Schadens für den Unionshaushalt bestand. 

 

4. „Für dasselbe Kontrollsystem wurden mindestens drei Mängel festgestellt“; in 

diesem Fall sind folgende Korrektursätze gerechtfertigt: 

 3 %, wenn die Mängel nur Zusatzkontrollen betreffen, die 

vollständig versagt haben; 

 7 %, wenn die Mängel maximal zwei Schlüsselkontrollen betreffen, 

die nicht in der nach den Verordnungen vorgeschriebenen Zahl, 

Häufigkeit oder Intensität vorgenommen wurden;  

 10 % in allen anderen Fällen, wenn die Mängel drei oder mehr 

Schlüsselkontrollen betreffen (unabhängig von der Zahl der 

Zusatzkontrollen, die vollständig versagt haben), da 

berechtigterweise angenommen werden kann, dass ein hohes Risiko 

eines umfassenden finanziellen Schadens für den Unionshaushalt 

bestand. 

Diese Bestimmung gilt nicht, wenn die Mängel verschiedene Komponenten 

derselben Zusatz-/Schlüsselkontrolle betreffen. In diesem Fall muss der Prüfer 

feststellen, ob die Mängel das vollständige Versagen der Zusatzkontrolle zur Folge 

haben oder ob sie dazu führen, dass die Schlüsselkontrolle nicht in der nach den 

Verordnungen vorgeschriebenen Zahl, Häufigkeit oder Intensität vorgenommen wird 

oder dass sie unzureichend ist, um die Förderfähigkeit eines Antrags zu beurteilen 

oder Unregelmäßigkeiten zu verhindern. Anschließend muss er den angemessenen 

Pauschalsatz festsetzen. 

 

5. „Es wird festgestellt, dass ein Mitgliedstaat ein Kontrollsystem überhaupt nicht oder 

nur in äußerst mangelhafter Weise anwendet, und es gibt Beweise, die auf weit 

verbreitete Unregelmäßigkeiten sowie auf Fahrlässigkeit bei der Bekämpfung 

unregelmäßiger oder betrügerischer Praktiken schließen lassen“; in diesem Fall ist 

eine Korrektur in Höhe von 25 % gerechtfertigt, da in solchen Fällen 

berechtigterweise angenommen werden kann, dass dem Unionshaushalt ein 

außergewöhnlich hoher Schaden entstehen wird, wenn regelwidrige Anträge 

ungestraft eingereicht werden können.  
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Der Korrektursatz kann gegebenenfalls sogar noch höher festgesetzt werden, 

beispielsweise wenn die vom Mitgliedstaat übermittelten Angaben erkennen lassen, 

dass die risikobehaftete Grundgesamtheit (sehr stark) eingeschränkt war. Wenn die 

Mängel so gravierend sind, dass sie zu einer vollständigen Nichteinhaltung der 

Unionsvorschriften führen und somit alle Zahlungen vorschriftswidrig geleistet 

wurden, können die gesamten Ausgaben ausgeschlossen werden. 

In der folgenden Tabelle sind alle oben beschriebenen Fälle mit der entsprechenden 

pauschalen Korrektur wiedergegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schlüssel- 

kontrollen 

 

Zusatz-
kontrollen 

Keine 
weist 
Mängel 
auf 

Eine  Zwe
i 

Drei 
oder 
mehr  

Eine oder 
mehr fehlen 
oder sind 
unwirksam 

Kontrollsystem 
nicht 

vorhanden / 
weist 

gravierende 
Mängel auf 

 

Nicht in der 
vorgeschriebenen 

Zahl, Häufigkeit oder 
Intensität 

Keine weist 
Mängel auf 

entfällt 5 % 5 % 10 % 10 %  

 

 

 

25 % oder mehr 

Eine hat 
vollständig 
versagt 

2 % 5 % 7 % 10 % 10 % 

Zwei haben 
vollständig 
versagt 

2 % 7 % 7 % 10 % 10 % 

Drei oder 
mehr haben 
vollständig 
versagt 

3 % 7 % 7 % 10 % 10 % 
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3.3. Wiederholungsfälle  

 

„Für den betreffenden Mitgliedstaat wurde bereits eine Korrektur aufgrund ähnlicher 

Mängel in demselben Sektor vorgenommen, jedoch unter Berücksichtigung der bereits 

vom Mitgliedstaat getroffenen Abhilfe- oder Ausgleichsmaßnahmen“
15

. 

 

Mit dem Urteil des EuGH in der Rechtssache T-46/09
16

 wurde bestätigt, dass das erneute 

Auftreten von Mängeln in den Verwaltungs- und Kontrollsystemen für die EGFL- und 

ELER-Ausgaben als ein erschwerendes Moment angesehen werden kann, das die 

Anwendung einer erhöhten Pauschalkorrektur durch die Kommissionsdienststellen im 

Rahmen des Konformitätsabschlussverfahrens rechtfertigen kann. Zudem wurde betont, 

dass die Erhöhung der Korrektur keineswegs eine Sanktion oder Strafe gegenüber den 

Mitgliedstaaten darstellt, sondern auf dem Grundsatz beruht, wonach die 

Kommissionsdienststellen der Art und Schwere des Verstoßes sowie dem der Union 

entstandenen finanziellen Schaden Rechnung tragen müssen (Artikel 52 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 und Artikel 12 Absatz 6 der Verordnung (EU) 

Nr. 907/2014). 

Der EuGH präzisierte, dass es sich nicht bei allen im Zusammenhang mit dem 

Verwaltungs- und Kontrollsystem festgestellten Mängeln um wiederkehrende Mängel 

handelt, sondern nur dann, wenn gleichartige Mängel festgestellt werden, die denselben 

Sektor betreffen und entscheidend für die Anwendung der erhöhten Pauschalkorrektur 

sind. 

Unter diesen Umständen gilt: Für den Fall, dass  

 das Fehlen oder die Unzulänglichkeit eines Kontrollsystems oder eines Bestandteils 

dieses Systems zu einem oder mehreren Beschlüssen über eine finanzielle 

Korrektur im Rahmen des Rechnungsabschlusses geführt hat 

 

und 

 

 festgestellt wird, dass in einem Zeitraum, der auf den Zeitraum folgt, für den die 

Korrektur vorgenommen wurde, im selben Sektor dieselben Schwächen 

fortbestehen, die für die Anwendung der Pauschalkorrektur ausschlaggebend 

waren, 

so ist es nach Auffassung der Kommission, vorbehaltlich einer Prüfung der von dem 

Mitgliedstaat gegebenenfalls getroffenen Abhilfe- oder Ausgleichsmaßnahmen, in der 

Regel gerechtfertigt, wegen des verstärkten Risikos eines finanziellen Schadens für den 

Unionshaushalt einen erhöhten Korrektursatz gegenüber dem bei der vorangegangenen 

Korrektur zugrunde gelegten pauschalen Korrektursatz anzuwenden. 

Der erhöhte Korrektursatz wird je nach dem Ausmaß des Risikos eines finanziellen 

Schadens bemessen. 

                                                 
15 Siehe Artikel 12 Absatz 7 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 907/2014. 

16 Urteil des EuGH vom 22.1.2013. 
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Er wird nicht automatisch angewendet, sondern unter gebührender Berücksichtigung der 

Schwere der Mängel und etwaiger das Risiko begrenzender Faktoren. Zu diesem Zweck 

berücksichtigen die Kommissionsdienststellen, wie im obengenannten Urteil des EuGH 

ausgeführt, nur die in Bezug auf den wiederkehrenden Mangel getroffenen Korrektur- 

oder Ausgleichsmaßnahmen. 

Nur wenn keine solchen Korrektur- oder Ausgleichsmaßnahmen getroffen wurden und 

sich die tatsächliche Höhe der unregelmäßigen Zahlungen und somit die Höhe des der 

Union entstandenen finanziellen Schadens nicht bestimmen lässt, werden die 

nachstehenden Prozentsätze angewendet:: 

 bei einer vorangegangenen Korrektur von 2 % wird auf den neuen Zeitraum ein 

Korrektursatz von mindestens 3 % angewendet, der sich auf bis zu 5 % erhöhen 

kann, wenn vernünftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass das 

Fortbestehen derselben Schwächen bei den Zusatzkontrollen eine verringerte 

Wirksamkeit der Schlüsselkontrollen nach sich zieht; 

 bei einer vorangegangenen Korrektur von 3 % wird auf den neuen Zeitraum ein 

Korrektursatz von 5 % angewendet; 

 bei einer vorangegangenen Korrektur von 5 % oder 7 % wird auf den neuen 

Zeitraum ein Korrektursatz von 10 % angewendet; 

 bei einer vorangegangenen Korrektur von 10 % wird auf den neuen Zeitraum 

entsprechend der Bedeutung der Risikoerhöhung ein Korrektursatz von mindestens 

15 % angewendet; im Fall einer späteren erneuten Feststellung derselben 

Unzulänglichkeiten erhöht sich der Korrektursatz dann auf 25 %; 

 belief sich die vorangegangene Korrektur auf 25 % oder mehr, so wird der erhöhte 

Korrektursatz je nach dem Einzelfall festgesetzt. 

 

Der Zeitraum, auf den der erhöhte Korrektursatz angewendet wird, beginnt grundsätzlich 

am Tag nach der vorangegangenen gemäß Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014 erfolgten förmlichen Mitteilung der Kommissionsdienststellen an den 

Mitgliedstaat. Falls jedoch in dieser förmlichen Mitteilung dem Mitgliedstaat eine Frist 

für das Ergreifen von Abhilfemaßnahmen gesetzt wurde, so fällt der Zeitraum zwischen 

dem Tag der Mitteilung und dem Ablauf der Frist nicht unter die Erhöhung. 

Die Erhöhung des Korrektursatzes bezieht sich in keinem Fall auf einen Zeitraum, für 

den aus demselben Grund bereits eine Korrektur vorgenommen wurde. 

Die Erhöhung kann sich ferner nicht auf Ausgaben beziehen, die mehr als 24 Monate vor 

der gemäß Artikel 34 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 erfolgten förmlichen 

Mitteilung der Kommissionsdienststellen an den Mitgliedstaat über die neue Korrektur 

getätigt wurden. 

 

3.4. Weitere Berücksichtigung des tatsächlichen finanziellen Schadens 

Die obengenannten Kriterien beziehen sich im Wesentlichen auf die Schwere des 

Mangels. Die Korrektur, die sich aus der Anwendung dieser Kriterien ergibt, sollte aber 

im Lichte weiterer Informationen über den höchstmöglichen finanziellen Schaden 

überprüft werden, weil sich herausstellen könnte, dass sie sich bei Berücksichtigung 

verlässlicher Informationen aus statistischen oder anderen Quellen nicht halten lässt. 

Insbesondere sollte die Wirksamkeit von Eigenkontrollen bei der Begrenzung des 

Risikos sorgfältig bewertet werden. Allerdings kann man nicht automatisch davon 
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ausgehen, dass alternative Überprüfungen die Nichtübereinstimmung ausgleichen 

können. Wird in Verordnungen ausdrücklich eine besondere Kontrolle gefordert, hat der 

Mitgliedstaat keine andere Wahl, als diese Kontrolle auch vorzunehmen oder bei der 

Kommission eine Ausnahmegenehmigung zu beantragen. In diesem Fall sollte der 

Mitgliedstaat bei den Kommissionsdienststellen einen schriftlichen Antrag stellen17, und 

die Kommissionsdienststellen sollten ihm ihrerseits innerhalb von zwei Monaten 

antworten bzw. gegebenenfalls einen Zwischenbescheid geben. 

Darüber hinaus besagt Artikel 12 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 

Folgendes: „Beweisen objektive, vom Mitgliedstaat vorgelegte Informationen, die 

allerdings nicht die Bedingungen gemäß den Absätzen 2 und 3 erfüllen, dass der höchste 

Verlust für den Fonds niedriger ist als der Betrag, der sich bei Anwendung eines 

niedrigeren als des vorgeschlagenen Pauschalsatzes ergeben würde, so wendet die 

Kommission diesen niedrigeren Pauschalsatz an, um die gemäß Artikel 52 der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 von der Unionsfinanzierung auszuschließenden Beträge 

festzulegen.“ 

Kommen die Kommissionsdienststellen zu dem Schluss, dass die vom Mitgliedstaat 

vorgelegten Informationen den Anforderungen von Artikel 12 Absatz 8 der Verordnung 

(EU) Nr. 907/2014 genügen, so wird als der niedrigere anzuwendende Pauschalsatz ein 

Satz von 2 %, 3 %, 5 %, 7 %, 10 %, 15 % oder 25 % gewählt, wobei zu berücksichtigen 

ist, dass der Betrag der daraus resultierenden pauschalen Finanzkorrektur, obwohl immer 

noch über dem vom Mitgliedstaat angegebenen Höchstverlust liegend, diesem Betrag so 

nahe wie möglich kommen sollte.  

Wenn die Kommissionsdienststellen beispielsweise das Risiko eines finanziellen 

Schadens mit 10 % bewertet haben, der Mitgliedstaat aber objektive Informationen 

vorlegt, nach denen der höchstmögliche finanzielle Schaden niedriger ist als der Betrag, 

der sich aus der Anwendung eines Pauschalsatzes von 3 % ergeben würde, so wenden die 

Kommissionsdienststellen den Satz von 3 % an. Wenn die Kommissionsdienststellen 

dagegen das Risiko eines finanziellen Schadens ursprünglich mit 2 % bewertet haben, der 

Mitgliedstaat aber objektive Informationen vorlegt, nach denen der höchstmögliche 

finanzielle Schaden niedriger ist als der Betrag, der sich aus der Anwendung dieses 

Pauschalsatzes ergeben würde, so halten die Kommissionsdienststellen an ihrer 

ursprünglichen Bewertung fest, es sei denn, der Mitgliedstaat übermittelt innerhalb der in 

Artikel 34 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 genannten Fristen weitere Informationen, 

anhand deren sie eine berechnete oder extrapolierte Finanzkorrektur anwenden können.  

In allen Fällen, in denen die Situation in anderen Mitgliedstaaten bekannt ist, sollte ein 

Vergleich zwischen ihnen angestellt werden, um bei der Bestimmung der Korrektursätze 

Gleichbehandlung zu gewährleisten. 

In Artikel 12 Absatz 6 letzter Unterabsatz der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 heißt es: 

„Werden im Rahmen desselben Konformitätsabschlussverfahrens verschiedene Verstöße 

                                                 
17 Zum Beispiel kann es wegen der besonderen Gegebenheiten in einem Mitgliedstaat unpraktisch sein, 

eine Kontrolle in der vorgeschriebenen Art und Weise durchzuführen. Vorausgesetzt, der Mitgliedstaat 

beantragt schriftlich, diese Kontrolle durch äquivalente oder Eigenkontrollen ersetzen zu können, und 

vorausgesetzt, dagegen werden innerhalb von zwei Monaten keine Einwände erhoben, so kann davon 

ausgegangen werden, dass diese Kontrollen die Nichtübereinstimmung ausgleichen, sofern sie bei der 

Rechnungsabschlussprüfung ebenfalls als effektiv eingestuft werden. 
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festgestellt, die einzeln genommen unterschiedliche pauschale Korrekturen zur Folge 

hätten, so findet nur die höchste pauschale Korrektur Anwendung.“ 

Die Pauschalkorrektursätze werden nicht kumuliert, sondern der schwerwiegendste 

Mangel wird als Indikator für das mit dem Verwaltungs- und Kontrollsystem verbundene 

Gesamtrisiko herangezogen. Die Pauschalkorrekturen werden auf die Ausgaben 

angewendet, die nach Abzug der für Einzelfälle berichtigten Beträge verbleiben.   

3.5. Grenzfälle 

Die Tatsache, dass der Mitgliedstaat sofort, nachdem ihm die Mängel mitgeteilt wurden, 

Korrekturmaßnahmen getroffen hat, darf den Korrektursatz nicht beeinflussen. Sie kann 

aber den Zeitraum, für den die Korrektur angewendet wird, und somit den Gesamtbetrag 

der Finanzkorrektur beeinflussen. 

Haben Schwierigkeiten bei der Auslegung von Unionsvorschriften die Mängel verursacht 

(dies gilt nicht für die Fälle, in denen berechtigterweise erwartet werden kann, dass der 

Mitgliedstaat die Schwierigkeiten mit den Kommissionsdienststellen klärt) und haben die 

nationalen Behörden wirksame Schritte unternommen, um die Mängel unverzüglich nach 

deren Aufdeckung abzustellen, kann dieser mildernde Umstand berücksichtigt und ein 

niedrigerer Korrektursatz vorgeschlagen oder ganz auf die Korrektur verzichtet werden. 

Hat der Mitgliedstaat die Zahl der in einer Verordnung vorgeschriebenen Kontrollen um 

10 % oder weniger verfehlt oder wäre die Korrektur, die sich aus einer strikten 

Anwendung dieser Leitlinien ergibt, eindeutig unverhältnismäßig hoch, kann ein 

niedriger Korrektursatz vorgeschlagen oder überhaupt keine Korrektur vorgenommen 

werden, vorausgesetzt, das Kontrollverfahren war ansonsten in Ordnung. 
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4. KAPITEL 4: BERECHNUNG DER FINANZIELLEN FOLGEN BEI MÄNGELN IN DEN 

CROSS-COMPLIANCE-KONTROLLSYSTEMEN (TITEL VI KAPITEL II DER 

VERORDNUNG (EU) NR. 1306/2013 

Dieses Kapitel ersetzt ab dem 1.1.2015 das Dokument AGRI-2005-64043 für die mit 
einem Mitteilungsschreiben eingeleiteten Rechnungsabschlussverfahren. 

Gemäß Artikel 96 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 können die Mitgliedstaaten die 
Durchführung von Verwaltungskontrollen beschließen und prüfen durch Vor-Ort-
Kontrollen, ob die Begünstigten ihren Verpflichtungen nach Titel VI (Cross-Compliance) 
der Verordnung nachkommen.  

Gemäß Artikel 91 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 wird gegen Begünstigte, die die 
Cross-Compliance-Vorschriften nicht erfüllen, eine Verwaltungssanktion verhängt, 
indem der Gesamtbetrag der in Artikel 92 genannten Zahlungen gekürzt oder 
ausgeschlossen wird. 

 

Die Kommissionsdienststellen folgern daraus, dass vom nicht funktionierenden Cross-

Compliance-Kontrollsystem eines Mitgliedstaats insofern das Risiko eines finanziellen 

Schadens für die Union ausgeht, als dem Unionshaushalt gegenüber Ausgaben geltend 

gemacht werden, die um 100 % des Betrags der Sanktionen, die bei korrekter 

Anwendung der Vorschriften hätten verhängt werden können, zu hoch angesetzt sind.  

Gemäß Artikel 52 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 sind Ausgaben, die nicht 

in Übereinstimmung mit dem einschlägigen Unionsrecht getätigt worden sind, von der 

Unionsfinanzierung auszuschließen. Dies schließt auch den Fall ein, dass ein 

Mitgliedstaat es versäumt, die in der Verordnung ausdrücklich vorgeschriebenen 

Kontrollen, einschließlich derjenigen gemäß Artikel 96, durchzuführen. 

Bei den Finanzkorrekturen ist zu berücksichtigen, dass die Cross-Compliance-Regelung 

keine Beihilfevoraussetzung ist, sondern eine Grundlage für Verwaltungssanktion 

darstellt. Infolgedessen wird das Risiko für den Fonds grundsätzlich nicht anhand des 

Risikos nicht beihilfefähiger Ausgaben, sondern anhand des Risikos eines finanziellen 

Verlusts aufgrund der Nichtanwendung von Sanktionen bewertet. 

Zur Bewertung des finanziellen Schadens, der der Union dadurch entstanden ist, dass die 

Ausgaben nicht in Übereinstimmung mit dem einschlägigen Unionsrecht getätigt worden 

sind, ziehen die Kommissionsdienststellen zunächst die Anwendung einer berechneten 

oder extrapolierten Finanzkorrektur, wie in Kapitel 2 beschrieben, in Betracht.  

Sind die Bedingungen für die Bestimmung der von der Unionsfinanzierung 

auszuschließenden Beträge gemäß Kapitel 2 nicht erfüllt, so bewerten die 

Kommissionsdienststellen diese nichtkonformen Ausgaben anhand von 

Pauschalkorrekturen auf der Grundlage der Begriffsbestimmung der Schlüssel- und 

Zusatzkontrollen. 

Als Mängel einer Schlüsselkontrolle gelten nach den Grundsätzen für die Kontrollen zur 

Feststellung der Beihilfefähigkeit unter anderem die Nichtverhängung von Sanktionen 

gemäß Artikel 91 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 und den Artikeln 39 und 

40 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014, weil die Cross-Compliance-Regelung 

(Grundanforderungen an die Betriebsführung und Erhaltung in gutem 
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landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand) an Ort und Stelle unzureichend oder gar 

nicht kontrolliert wurde, und die fehlende oder nicht ordnungsgemäße Anwendung der 

vorgeschriebenen Sanktionen, wodurch deren abschreckende Wirkung verloren geht.

  

Ebenso würden beispielsweise Mängel bei der Risikoanalyse als Mängel einer 

Zusatzkontrolle angesehen.  

4.1. Anzuwendende Korrektursätze  

Die Pauschalsätze, einschließlich der Erhöhung bei wiederkehrenden Mängeln, sind 

dieselben wie in Kapitel 3 beschrieben. 

Hat der Mitgliedstaat jedoch alle Schlüsselkontrollen und die meisten Zusatzkontrollen 

ordnungsgemäß durchgeführt, eine Zusatzkontrolle aber nicht in der vorgeschriebenen 

Zahl, Häufigkeit oder Intensität angewendet, so kann eine Korrektur von 1 % 

gerechtfertigt sein. Im Wiederholungsfall (siehe Ziffer 3.3) wird die Korrektur von 1 % 

dann für den folgenden betroffenen Zeitraum auf 2 % heraufgesetzt. 

4.2. Schätzung der Risikobeträge 

Normalfall 

Wie in Ziffer 1.2 dieses Dokuments erläutert, wird der Korrektursatz auf den Teil der 

Ausgaben angewendet, für den ein Verlustrisiko bestand. Im Bereich der Cross-

Compliance bedeutet dies, dass dann, wenn bei einer zuständigen Kontrollbehörde 

(spezialisierte Kontrolleinrichtung oder Zahlstelle) Mängel bei der Kontrolle einer 

bestimmten Verpflichtung festgestellt werden, die Korrektur den gesamten, denjenigen 

Landwirten gezahlten Beihilfebetrag betrifft, für deren Kontrolle diese Behörde 

zuständig ist und die der Verpflichtung unterliegen, bei der Mängel auftreten. Die 

Berichtigung wird auf die Sanktionen angewendet, die verhängt worden wären, wenn die 

Kontrolle vorschriftsmäßig durchgeführt worden wäre.  

Bei der Festsetzung des Risikobetrags werden folgende Besonderheiten angemessen 

berücksichtigt: Beschränkung auf die geografischen Gebiete, in denen die Probleme 

festgestellt wurden; Fälle, in denen nur bei bestimmten Verpflichtungen in einem Bereich 

Probleme festgestellt wurden; Gewährleistung, dass keine Berichtigungen auf Beträge 

angewendet werden, die bereits aus denselben Gründen berichtigt worden sind. 

Gemäß Artikel 39 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 beträgt die auf Ebene des 
landwirtschaftlichen Betriebs im Fall von Fahrlässigkeit anzuwendende Sanktion in der 
Regel 3 %. Gemäß Artikel 39 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 wird in 
Wiederholungsfällen der Multiplikationsfaktor drei jeweils auf das vorangegangene 
Kürzungsergebnis angewendet. Der höchstmögliche Kürzungssatz beträgt jedoch 15 %. 
Ist die Obergrenze von 15 % erreicht, so wird jede weitere Wiederholung als Vorsatz 
gewertet und in der Regel eine Kürzung um 20 % vorgenommen. 

 

Für den Rechnungsabschluss hat diese Sanktionsregelung zur Folge, dass der 

Risikobetrag für ein gegebenes Jahr einem Mix aus erstmaligen Verstößen (Kürzung um 

3 %) und ein- oder mehrmaligen Wiederholungen (Kürzung um 9 %, 15 %, 20 % oder 

mehr) entspricht. Weist also das vom Mitgliedstaat eingerichtete Kontrollsystem Mängel 

auf, so lässt sich nicht klar ermitteln, in welchem Umfang die einzelnen Kürzungssätze 
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bei den nicht verhängten Sanktionen angewendet worden wären. Mit den pauschalen 

Korrekturen wird diese Schwierigkeit dadurch vermieden, dass Standardwerte 

angewendet werden.  

Die Kommission hält einen Korrektursatz von 10 % für angemessen, denn das 

arithmetische Mittel der Verwaltungssanktionen, die bei Fahrlässigkeit anzuwenden sind 

(3 %, 9 %, 15 %), ist 9 %. Der Satz wird angehoben auf 10 %, um zu berücksichtigen, 

dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass in dem Fall, dass ein Mitgliedstaat es 

versäumt, die Cross-Compliance-Regelung ordnungsgemäß zu kontrollieren oder die 

vorgeschriebenen Verwaltungssanktionen anzuwenden, ein kleiner Prozentsatz der 

Verstöße vorsätzlich begangen wurde.  

Deswegen wird der Betrag, auf den der in Ziffer 4.1 definierte Korrektursatz anzuwenden 

ist, grundsätzlich mit 10 % des Gesamtbetrags der Beihilfezahlungen an die Erzeuger, für 

die die Cross-Compliance-Regelung gilt, veranschlagt. Der Satz von 10 % gilt als 

repräsentativ, da in einem geeigneten Kontrollsystem höhere Sanktionen verhängt 

werden, weil das System in der Lage ist, wiederholte Verstöße (für die 

Verwaltungssanktionen von bis zu 15 % verhängt werden können) und vorsätzliche 

Verstöße (für die Verwaltungssanktionen von grundsätzlich mindestens 20 % des 

Gesamtbetrags der unter die Cross-Compliance-Anforderung fallenden Beihilfen 

vorgesehen sind, die aber auch bis zum Ausschluss aus einer oder mehreren 

Beihilferegelungen im laufenden und im Folgejahr gehen können) aufzudecken.  

Wird beispielsweise die Cross-Compliance-Regelung nicht oder so unzulänglich bzw. so 

selten kontrolliert, dass die Kontrollen völlig unwirksam im Hinblick auf die Anwendung 

der Verwaltungssanktionen sind, so wird ein Korrektursatz von 10 % auf einen 

Risikobetrag von 10 % angewendet. Dies entspricht einem Korrektursatz von 1 % des 

Gesamtbetrags der Beihilfen, die den Landwirten, für die die mangelhaft kontrollierte 

Cross-Compliance-Anforderung gilt, gezahlt wurden. 

Abgesehen von dem oben beschriebenen speziellen Verfahren zur Berechnung des 

Risikobetrags gelten die in Abschnitt 1.2 dieses Dokuments genannten wesentlichen 

Grundsätze auch für Pauschalkorrekturen wegen Mängeln im Cross-Compliance-

Kontrollsystem. 

Ausnahmen von dieser Regel 

Da im ersten und zweiten Jahr der Anwendung der Cross-Compliance-Regelung 

Wiederholungen natürlich selten vorkommen werden, ist die Argumentation unter der 

Ziffer 3.2.1 nicht vollständig anwendbar. Deswegen wird im ersten Jahr, in dem die 

Cross-Compliance-Regelung gilt, der Risikobetrag mit 3 % und im zweiten Jahr mit 6 % 

(Mittel aus 3 % und 9 %) veranschlagt. 

4.3. Koordinierung mit den Korrekturen wegen nicht beihilfefähiger Beträge 

Die Korrekturen wegen Mängeln bei der Cross-Compliance-Regelung ergänzen die 

Korrekturen wegen Mängeln im Bereich der Beihilfefähigkeit. Bei der Berechnung der 

finanziellen Korrekturen wegen Mängeln bei der Kontrolle der Cross-Compliance-

Regelung werden die Korrekturen berücksichtigt, die Ausgaben aus derselben 

Grundgesamtheit betreffen und wegen bei der Kontrolle der Beihilfefähigkeit der 

erstatteten Ausgaben festgestellten Mängeln vorgenommen wurden.  

Umgekehrt werden bei Korrekturen wegen nicht beihilfefähiger Ausgaben die Beträge 
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berücksichtigt, die bereits aufgrund von Korrekturen wegen Mängeln der Cross-

Compliance-Regelung abgezogen wurden. 

Der Umstand, dass ein Mitgliedstaat eine Richtlinie nicht, nicht ordnungsgemäß oder 

nicht vollständig umgesetzt hat, gibt nicht Anlass für Finanzkorrekturen, sondern führt 

zur Anwendung des Verfahrens der Artikel 258 bis 260 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union
18

. 

                                                 
18 Erklärung der Kommission zu dem System für die Kontrolle der Einhaltung bestimmter 

Grundanforderungen (Cross Compliance) (Anhang 1 Teil C des Kompromisstexts des Vorsitzes zur GAP-

Reform vom 30.  Juni 2003) . 
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5. KAPITEL 5: LEITLINIEN FÜR DIE BERECHNUNG DER FINANZIELLEN 

AUSWIRKUNGEN VON MÄNGELN BEI DER EINHALTUNG DER 

ZULASSUNGSKRITERIEN DURCH DIE ZAHLSTELLEN (ARTIKEL 2 ABSATZ 6 DER 

VERORDNUNG (EU) NR. 908/2014) 

 

Dieses Kapitel ersetzt ab dem 1.1.2015 Teil A des Dokuments K(2010) 2498 endgültig für 
die mit einem Mitteilungsschreiben eingeleiteten Rechnungsabschlussverfahren. 

 

Das vorliegende Kapitel enthält Leitlinien für die Berechnung der Finanzkorrekturen, die 

die Kommission gegebenenfalls gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 und 

Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 bei Nichteinhaltung der 

Unionsbestimmungen über die Zulassung der Zahlstellen vorschlagen kann. 

Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 sieht u. a. Folgendes vor: 

„(3) Hat die zuständige Behörde festgestellt, dass eine zugelassene Zahlstelle eine oder 

mehrere Zulassungskriterien nicht mehr oder so mangelhaft erfüllt, dass sie nicht mehr 

in der Lage ist, die in Artikel 1 Absatz 1 der delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 

genannten Aufgaben auszuführen, so setzt die zuständige Behörde die Zulassung der 

Zahlstelle unverzüglich aus. Sie erstellt einen Plan mit Maßnahmen und Fristen, anhand 

dessen die festgestellten Mängel innerhalb eines Zeitraums, der unter Berücksichtigung 

der Schwere der Probleme festgesetzt wird und ab der Aussetzung der Zulassung 

höchstens zwölf Monate betragen darf, behoben werden müssen. In ausreichend 

begründeten Fällen kann die Kommission auf Ersuchen des betreffenden Mitgliedstaats 

einer Verlängerung dieser Frist zustimmen.  

(4) Die zuständige Behörde unterrichtet die Kommission über ihre Entscheidung, die 

Zulassung einer Zahlstelle auszusetzen, den gemäß Absatz 3 erstellten Plan und 

anschließend über die Fortschritte bei der Umsetzung dieser Pläne.  

(5) Im Falle des Entzugs der Zulassung lässt die zuständige Behörde umgehend eine 

andere Zahlstelle zu, die die Bedingungen gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung 

(EU) Nr. 1306/2013 erfüllt, damit die Zahlungen an die Begünstigten nicht unterbrochen 

werden.  

(6) Stellt die Kommission fest, dass die zuständige Behörde keinen Plan für 

Abhilfemaßnahmen gemäß Absatz 3 erstellt hat oder dass die Zahlstelle weiterhin 

zugelassen ist, ohne einen solchen Plan fristgerecht und vollständig umgesetzt zu haben, 

so fordert sie die zuständige Behörde auf, dieser Zahlstelle die Zulassung zu entziehen, 

es sei denn, die erforderlichen Änderungen werden innerhalb eines Zeitraums 

vorgenommen, der von der Kommission unter Berücksichtigung der Schwere der 

Probleme festzusetzen ist. In einem solchen Fall kann die Kommission beschließen, sich 

mit den Mängeln im Rahmen des Konformitätsabschlussverfahrens gemäß Artikel 52 der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 zu befassen.“ 

Der in diesen Bestimmungen erläuterte Mechanismus ist Bestandteil des Systems, mit 
dem gewährleistet werden soll, dass die Zahlstellen, die Agrarausgaben verwalten, die 
Zulassungskriterien gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 einhalten. 
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Dieses System sieht u. a. Folgendes vor: 

- Vor der ersten Zulassung Prüfung der Zulassungskriterien durch eine unabhängige 
Einrichtung (Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014); 

- bis zur Durchführung der geforderten Änderungen Möglichkeit der Erteilung einer 
zeitlich befristeten Zulassung, wobei der Zeitraum unter Berücksichtigung der Schwere 
der Probleme festgesetzt wird und höchstens zwölf Monate betragen darf (Artikel 1 
Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014); 

- jährliche Überprüfung des internen Kontrollsystems und der Einhaltung der 
Zulassungskriterien anhand der Bescheinigungen und Berichte der bescheinigenden 
Stellen (Artikel 5 Absätze 3 und 4 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014); 

- ständige Aufsicht über die Zahlstellen durch die zuständige Behörde, insbesondere auf 
der Grundlage der Bescheinigungen und Berichte der bescheinigenden Stellen. 
Gewährleistung der Weiterbehandlung der festgestellten Mängel. Alle drei Jahre 
schriftliche Unterrichtung der Kommission über die Ergebnisse dieser Aufsicht, wobei 
die zuständigen Behörden angeben, ob die Zahlstellen die Zulassungskriterien weiterhin 
erfüllen (Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014). 

Durch diese Bestimmungen sollen Kontrollmängel möglichst früh aufgedeckt werden, 
um zu verhindern, dass eine Zahlstelle ihre Zulassung behält, obwohl sie die 
Zulassungskriterien nicht mehr erfüllt.  

 

Wenn die nationalen Behörden diese Maßnahmen wirksam und korrekt anwenden, 

dürften die Kommissionsdienststellen wenige oder gar keine Fälle finden, in denen die 

Unionsvorschriften über die Zulassungskriterien nicht eingehalten wurden. Kommen aber 

solche Fälle vor, müssen die Kommissionsdienststellen einen Teil der betreffenden 

Ausgaben zurückfordern.  

Hierbei kommt das Verfahren gemäß Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 und 

gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 uneingeschränkt zur Anwendung. 

5.1. Voraussetzungen für die Vornahme von Finanzkorrekturen gemäß 

Artikel 2 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 

Das Konformitätsabschlussverfahren kann eingeleitet werden, wenn die beiden folgenden 

Bedingungen erfüllt sind: 

1. Die Zahlstelle erfüllt ein oder mehrere Zulassungskriterien nicht mehr oder nur so 

mangelhaft, dass sie nicht mehr in der Lage ist, die in Artikel 1 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 907/2014 genannten Aufgaben auszuführen. 

Die Zulassungskriterien werden auf Unionsebene festgelegt und finden sich in 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 907/2014. Diese Kriterien beziehen sich auf vier 

grundlegende Bereiche des Modells des Committee of Sponsoring Organizations of 

the Treadway Commission („COSO-Modell“): internes Umfeld, Kontrolltätigkeiten, 

Information und Kommunikation sowie Überwachung. Die Mitgliedstaaten können 

zusätzliche Zulassungskriterien vorsehen, um besondere Merkmale einer Zahlstelle zu 

berücksichtigen. 
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Hält eine Zahlstelle diese Zulassungskriterien ein, sollte dies gemäß Artikel 1 

Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 ausreichende Gewähr für Folgendes 

bieten:  

- Vor der Anordnung der Zahlungen werden die Zulässigkeit der Anträge und im 

Bereich der ländlichen Entwicklung das Verfahren für die Gewährung der 

Beihilfen sowie deren Übereinstimmung mit den Unionsvorschriften überprüft; 

- die geleisteten Zahlungen werden richtig und vollständig in den Büchern erfasst; 

- die in den Unionsvorschriften vorgesehenen Kontrollen werden durchgeführt; 

- die erforderlichen Unterlagen werden fristgerecht und in der in den 

Unionsvorschriften geforderten Form vorgelegt; 

- die Unterlagen sind zugänglich und werden so aufbewahrt, dass ihre Integrität, 

Gültigkeit und Lesbarkeit langfristig gewährleistet sind; dies gilt auch für die 

elektronischen Dokumente im Sinne der Unionsvorschriften. 

Bei eindeutiger Nichteinhaltung eines Zulassungskriteriums oder bei einem 

gravierenden Mangel sollte in der Matrix für die Bewertung der Einhaltung der 

Zulassungskriterien in den im Kontext des jährlichen Rechnungsabschlusses
19

 

erstellten Berichten der bescheinigenden Stellen die Bewertungsstufe „1“ vergeben 

werden. Eine Nichteinhaltung kann auch bei den Prüfbesuchen festgestellt werden, die 

die Kommissionsdienststellen im Kontext der Zulassung der Zahlstellen durchführen. 

Die Nichteinhaltung eines oder mehrerer Zulassungskriterien oder ein gravierender 

Mangel in diesem Bereich können zu einem finanziellen Schaden für den 

Unionshaushalt führen. 

Erfüllt eine zugelassene Zahlstelle eine oder mehrere Bedingungen von Artikel 1 

Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 nicht oder nicht mehr, so entzieht der 

Mitgliedstaat ihr die Zulassung, sofern die Zahlstelle nicht innerhalb einer 

entsprechend der Schwere des Problems festzusetzenden Frist die erforderlichen 

Anpassungen vornimmt (Artikel 7 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013). 

2. Der Mitgliedstaat führt die erforderlichen Abhilfemaßnahmen nicht fristgerecht und 

nicht in Übereinstimmung mit den bestehenden Verfahren durch. 

Die Nichteinhaltung eines Zulassungskriteriums oder ein gravierender Mangel reichen 

allein nicht aus, um das Konformitätsverfahren gemäß Artikel 2 Absatz 6 der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014 auszulösen. Zusätzlich muss festgestellt werden, dass 

der Mitgliedstaat die erforderlichen Abhilfemaßnahmen nicht fristgerecht und nicht in 

Übereinstimmung mit den bestehenden Verfahren durchführt.  

Das Verfahren nach Artikel 2 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 kann in 

zwei Fällen in die Wege geleitet werden: 

Wenn die zuständige Behörde die Zulassung der Zahlstelle nicht aussetzt und/oder 

wenn sie keinen Plan für die Korrektur der festgestellten Mängel erstellt (Artikel 2 

                                                 
19 Siehe die ab dem Haushaltsjahr 2015 geltende Leitlinie Nr. 1 für die Zulassung (Ares(2015)407949 vom 

2.2.2015), abrufbar auf Circa BC, und die nachfolgenden jährlichen Aktualisierungen. 
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Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014), obwohl bestimmte Zulassungskriterien 

nicht mehr oder nur mangelhaft eingehalten werden,  

oder 

wenn die zuständige Behörde die Zahlstelle nach der Aussetzung der Zulassung 

wieder normal zugelassen hat, obwohl die Zahlstelle den Aktionsplan nicht 

fristgerecht und vollständig umgesetzt hatte. 

Wurde ein Aktionsplan erstellt und fristgerecht erfolgreich umgesetzt, werden keine 

Finanzkorrekturen vorgenommen. Ein Aktionsplan gilt als vollständig umgesetzt, 

wenn für die darin behandelten Zulassungskriterien in der Matrix keine 

Bewertungsstufe 1 (Nichteinhaltung) und keine Bewertungsstufe 2 (mangelhaft) mehr 

enthalten ist.    

5.2. Zeitraum  

Es gelten die Bestimmungen von Kapitel 1 Ziffer 1.3.5 dieses Dokuments. 

   

5.3. Schwere des Mangels und Auswirkungen auf die Ausgaben, die die Basis 

für eine Finanzkorrektur bilden 

Die Mängel bei den Zulassungskriterien müssen im Einklang mit Artikel 2 Absätze 3 und 

6 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 weiterbehandelt werden. Die 

Kommissionsdienststellen gehen daher wie folgt vor:  

 Sie fordern die zuständige Behörde auf, der Zahlstelle die Zulassung zu 

entziehen, 

und 

 sie befassen sich mit den Mängeln im Rahmen des 

Konformitätsabschlussverfahrens gemäß Artikel 52 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013. 

 

Im Rahmen einer solchen Untersuchung wird zwischen zwei Arten der Nichteinhaltung 

der Zulassungskriterien bzw. zwei Arten von Mängeln unterschieden: 

  

1. Mangel mit möglichen Auswirkungen auf alle Ausgaben der Zahlstelle  

In diesen Fällen müssen alle vorgeschlagenen finanziellen Korrekturen 

vorbehaltlich der Bestimmungen in Ziffer 5.4 dieser Leitlinie vom Gesamtbetrag 

der Ausgaben ausgehen. 

2. Mangel mit begrenzten Auswirkungen, d. h. es ergeben sich Auswirkungen nur 

für bestimmte Regelungen oder Maßnahmen 

In diesen Fällen dürfen als Grundlage für die finanzielle Korrektur nur die 

Ausgaben für die betreffenden Regelungen oder Maßnahmen herangezogen 

werden. 

In allen Fällen müssen die Mängel anhand der Standards in Anhang I der Verordnung 

(EU) Nr. 907/2014 beurteilt werden: 
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Zulassungskriterien Standards in Anhang I der  

Verordnung (EU) Nr. 907/2014 

Organisationsstruktur Nummer I.A 

Personal Nummer I.B 

Übertragung Nummer I. C 

Kontrollen Nummern 2.A bis 2.F 

Kommunikation Nummer 3.A 

Sicherheit der Informationssysteme Nummer 3.B 

Laufende Überwachung durch die internen 

Kontrolltätigkeiten 

Nummer 4.A 

Getrennte Bewertungen durch einen 

internen Revisionsdienst 

Nummer 4.B 

 

Wird für ein Zulassungskriterium ein eindeutiger Verstoß oder ein gravierender Mangel 

in Bezug auf die Standards in Anhang I Nummern 1 bis 4 der Verordnung (EU) 

Nr. 907/2014 festgestellt, muss gegebenenfalls die Bewertungsstufe 1 vergeben werden.    

 

5.4.  Höhe der Korrektur 

Die Ausgaben einer Zahlstelle, deren Zulassung von der zuständigen Behörde unter 

Verstoß gegen Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 aufrechterhalten wird, 

dürfen im Regelfall nicht zulasten des Unionshaushalts verbucht werden. Allerdings 

muss die Kommission gemäß Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 

die von der Unionsfinanzierung auszuschließenden Beträge insbesondere unter 

Berücksichtigung des Umfangs der festgestellten Nichtübereinstimmung bemessen und 

dabei „der Art des Verstoßes sowie dem der Union entstandenen finanziellen Schaden 

Rechnung tragen“. Deshalb sollte nach Ansicht der Kommissionsdienststellen bei der 

Berechnung von Finanzkorrekturen im vorliegenden Kontext Folgendes berücksichtigt 

werden: 

 erstens die Rangfolge der Mängel bei den einzelnen Zulassungskriterien und 

 zweitens die Gefahr vorschriftswidriger Ausgaben auf der Ebene der 

Endbegünstigten, die sich aus diesen Mängeln ergeben und nicht unbedingt 

100 % betragen müssen. 

Bei Berücksichtigung dieser beiden Elemente ist auch gewährleistet, dass der Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit beachtet wird und dass sich die finanziellen Korrekturen auf 

einer Höhe bewegen, die dem Mitgliedstaat einen Anreiz bietet, Abhilfe zu schaffen. Die 

Tatsache, dass die Einhaltung der Zulassungskriterien auch nach Durchführung eines 

Abhilfeplans noch verbesserungsfähig ist, ist für sich genommen noch kein ausreichender 
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Grund für eine finanzielle Korrektur. Vielmehr müssen bei der Einhaltung der 

Zulassungskriterien gravierende Mängel auftreten, die das reale Risiko eines finanziellen 

Schadens für den Unionshaushalt begründen. 

Gemäß Kapitel 3 dieser Leitlinie kann für den Fall, dass die Bedingungen von Artikel 12 

Absatz 7 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 erfüllt sind (ein Mitgliedstaat 

wendet ein Kontrollsystem überhaupt nicht oder nur in äußerst mangelhafter Weise an, 

und es gibt Beweise, die auf weit verbreitete Unregelmäßigkeiten sowie auf 

Fahrlässigkeit bei der Bekämpfung unregelmäßiger oder betrügerischer Praktiken 

schließen lassen), eine Korrektur in Höhe von 25 % gerechtfertigt sein. Der 

Korrektursatz kann gegebenenfalls sogar noch höher festgesetzt werden, bzw. es wird die 

gesamte Ausgabe von der Finanzierung ausgeschlossen, wenn die Mängel so gravierend 

sind, dass sie zu einer vollständigen Nichteinhaltung der Unionsvorschriften führen und 

somit alle Zahlungen vorschriftswidrig geleistet wurden.  

Ein ähnlicher Ansatz wird auch bei Mängeln im Zusammenhang mit den 

Zulassungskriterien zugrunde gelegt. 

Finden sich bei allen Beurteilungselementen gravierende Mängel (z. B. bei den 

Verfahren für die Antragsbewilligung, den Verfahren für die Zahlungen usw.) und gibt es 

Beweise, die auf weit verbreitete Unregelmäßigkeiten sowie auf Fahrlässigkeit bei der 

Bekämpfung unregelmäßiger oder betrügerischer Praktiken schließen lassen, oder liegen 

außergewöhnliche Umstände vor, würde sich ein Berichtigungssatz von 25 % ergeben, 

wobei auch höhere Berichtigungssätze bis hin zu 100 % beschlossen werden können.  

Auch wenn alle Zulassungskriterien rechtlich gesehen gleich wichtig sind, unterscheiden 

sich die finanziellen Auswirkungen der Mängel bei den einzelnen Zulassungskriterien. 

Von den acht Zulassungskriterien in der Matrix in der Leitlinie Nr. 1 über die Zulassung 

der bescheinigenden Stellen
20

 beinhalten wahrscheinlich drei (Organisationsstruktur, 

Kontrolltätigkeiten und laufende Überwachung) ein höheres finanzielles Risiko als die 

übrigen fünf.  

Somit können folgende Korrektursätze vorgeschlagen werden: 

- 5 % bei Mängeln in einem der folgenden drei Bereiche: Organisationsstruktur, 

Kontrolltätigkeiten, laufende Überwachung; 

- 2 % bei Mängeln in einem der folgenden fünf Bereiche: Humanressourcen, übertragene 

Aufgaben, Kommunikation, IT-Sicherheit, interner Revisionsdienst. 

In Bezug auf die Übertragung von Aufgaben gilt im Fall, dass die formellen 

Anforderungen für die Übertragung gemäß Anhang I Nummer I Buchstabe C der 

Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission nicht erfüllt sind, eine 

Korrektur von 2 % als gerechtfertigt. Hält die Einrichtung, der Aufgaben übertragen 

wurden, andere Zulassungskriterien (gemäß Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 

Nr. 907/2014 der Kommission) für die im Zusammenhang mit den übertragenen 

Aufgaben angewendeten Verfahren nicht ein, so sind die in nachstehender Tabelle 

aufgeführten Pauschalkorrekturen anzuwenden: 

                                                 
20 Organisationsstruktur, Humanressourcen, übertragene Aufgaben, Kontrolltätigkeiten, Kommunikation, 

IT-Sicherheit, laufende Überwachung, interner Revisionsdienst. 
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Organisations-

struktur 

Personal Über-

tragene 

Aufgaben 

Kontroll-

tätigkeiten 

Kommuni-

kation 

IT-

Sicherheit 

Laufende 

Über-

wachung 

Interner 

Revisions-

dienst 

5 % 2 % 2 % 5 % 2 % 2 %  5 % 2 % 

 

Finden sich mehrere gravierende Mängel (d. h., mehrere Zulassungskriterien werden 

nicht mehr erfüllt), werden die Korrektursätze gesondert angewendet.  

Die Mitgliedstaaten haben, wie in Kapitel 1 Ziffer 1.3 dieses Dokuments ausgeführt, das 

Recht nachzuweisen, dass der Mangel nicht so gravierend war wie ursprünglich 

angenommen, oder dass das tatsächliche Verlustrisiko niedriger war als der Betrag der 

vorgeschlagenen Korrektur.  

Beweisen objektive Informationen des Mitgliedstaats, dass der höchste wahrscheinliche 

finanzielle Schaden einem Betrag entspricht, der niedriger ist als die vorgeschlagene 

Korrektur, sollte wie in Kapitel 3 dieses Dokuments beschrieben vorgegangen werden. 

5.5. Wiederholungsfälle 

Werden die festgestellten Mängel nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem für den 

Abschluss des Aktionsplans gemäß Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014 vorgesehenen Datum korrigiert, sollten die Finanzkorrektursätze gemäß 

dem Abschnitt „Höhe der Korrektur“ verdoppelt werden (d. h., aus dem Korrektursatz 

von 2 % wegen eines Mangels beim Zulassungskriterium „Übertragung von Aufgaben“ 

würde ein Satz von 4 %, aus dem Satz von 5 % wegen eines Mangels beim 

Zulassungskriterium „laufende Überwachung“ ein Satz von 10 % usw.).  

Diese Sätze werden nach jedem weiteren Zwölfmonatszeitraum, in dem es keine 

Fortschritte bei den Abhilfemaßnahmen gegeben hat, erneut verdoppelt. Wurde ein 

festgestellter Mangel nicht innerhalb von 24 Monaten nach dem für den Abschluss des 

Aktionsplans vorgesehenen Datum korrigiert, wird aus einem Satz von 4 % somit ein 

Satz von 8 % und aus einem Satz von 10 % ein Satz von 20 %. 

Hat die zuständige Behörde keinen Aktionsplan erstellt, beginnen diese 

Zwölfmonatszeiträume ab dem Datum, an dem ein Aktionsplan hätte erstellt werden 

müssen (z. B. ab dem Datum, an dem die Kommissionsdienststellen ein förmliches 

Ersuchen in Form einer förmlichen Mitteilung gemäß Artikel 34 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014 an den Mitgliedstaat richten). 

5.6. Koordinierung mit anderen Finanzkorrekturen, die im Rahmen anderer 

Konformitätsverfahren vorgeschlagen oder festgesetzt werden 

Bei der Berechnung der Finanzkorrekturen wegen Mängeln bei der Einhaltung der 

Zulassungskriterien werden die Korrekturen berücksichtigt, die Ausgaben aus derselben 

Grundgesamtheit betreffen und wegen bei der Kontrolle der Beihilfefähigkeit der 

erstatteten Ausgaben festgestellten Mängeln und wegen der Nichtanwendung von 

Verwaltungssanktionen im Falle der Cross-Compliance-Regelung vorgenommen 

wurden.  

Bei der Berechnung der Finanzkorrekturen wegen Mängeln bei der Einhaltung der 

Zulassungskriterien in Bezug auf die Funktion „Außenstände“ werden die Korrekturen 
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berücksichtigt, die bereits wegen Systemmängeln und der Nichtanwendung von 

Abhilfemaßnahmen im Zusammenhang mit Außenständen vorgenommen wurden. 

Umgekehrt werden bei Korrekturen wegen nicht beihilfefähiger Beträge oder wegen 

Systemmängeln die Beträge berücksichtigt, die bereits aufgrund von Korrekturen wegen 

Mängeln bei der Einhaltung der Zulassungskriterien abgezogen wurden. 
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6. KAPITEL 6: LEITLINIEN FÜR DIE BERECHNUNG DER FINANZIELLEN FOLGEN VON 

MÄNGELN BEI DEN EX-POST-KONTROLLEN GEMÄSS TITEL V KAPITEL III DER 

VERORDNUNG (EU) NR. 1306/2013 

Dieses Kapitel ersetzt ab dem 1.1.2015 Teil B des Dokuments K(2010) 2498 endgültig für 
die mit einem Mitteilungsschreiben eingeleiteten Rechnungsabschlussverfahren. 

 

Die Ex-Post-Kontrollen gemäß Titel V Kapitel III der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 

sind eine zweite Kontrollebene nach der ersten Ebene der Verwaltungs- und der Vor-Ort-

Kontrollen, die vor den Zahlungen durchgeführt werden. Diese Tatsache ist bei der 

Festsetzung etwaiger Finanzkorrekturen wegen Mängeln bei den Ex-Post-Kontrollen zu 

bedenken, da nach Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 bei allen Korrekturen 

der finanzielle Schaden für den Unionshaushalt berücksichtigt werden muss. Daher 

werden die Kommissionsdienststellen bei der Behandlung dieser Mängel künftig 

folgende Leitlinien zugrunde legen: 

 

1.a) Werden Finanzkorrekturen wegen Mängeln bei den Kontrollen der ersten Ebene 

vorgenommen, so werden etwaige Mängel bei den Ex-Post-Kontrollen in dem 

betreffenden Bereich wie folgt in die Festsetzung der Finanzkorrekturen 

einbezogen: 

 Mängel bei Zusatzkontrollen im Rahmen der Kontrollen der ersten Ebene und 

Mängel bei Zusatzkontrollen im Rahmen der Ex-Post-Kontrollen = keine 

Erhöhung; 

 Mängel bei Zusatzkontrollen im Rahmen der Kontrollen der ersten Ebene und 

Mängel bei Schlüsselkontrollen im Rahmen der Ex-Post-Kontrollen = Erhöhung 

gemäß den Grundsätzen unter Ziffer 2; 

 Mängel bei Schlüsselkontrollen im Rahmen der Kontrollen der ersten Ebene und 

Mängel bei Zusatzkontrollen im Rahmen der Ex-Post-Kontrollen = keine 

Erhöhung; 

 Mängel bei Schlüsselkontrollen im Rahmen der Kontrollen der ersten Ebene und 

Mängel bei Schlüsselkontrollen im Rahmen der Ex-Post-Kontrollen = Erhöhung 

der Korrektur um 10 %, d. h. 5,5 %, 11 % oder 27,5 %. 

1.b) Wenn möglich, wird jede zusätzliche Korrektur wegen Mängeln bei den Ex-Post-

Kontrollen mit der Korrektur für Mängel bei den Kontrollen der ersten Ebene in 

einem einzigen Ad-hoc-Konformitätsbeschluss zusammengefasst. Ist dies nicht 

möglich, weil die Korrektur für die Mängel im Rahmen der Kontrollen der ersten 

Ebene bereits beschlossen wurde, wird die erste Korrektur bei jeder zusätzlichen 

Korrektur für Mängel bei den Ex-Post-Kontrollen gemäß den Grundsätzen unter 

Ziffer 1.a berücksichtigt. 

2) Gibt es in dem betreffenden Bereich keine Finanzkorrektur wegen Mängeln im 

Rahmen der Kontrollen der ersten Ebene, sondern nur Finanzkorrekturen wegen Mängeln 

bei den Ex-Post-Kontrollen, gelten folgende Grundsätze: 

Für Mängel bei den Ex-Post-Kontrollen beträgt der Korrektursatz grundsätzlich 10 % der 

in der Tabelle in Kapitel 3 Ziffer 2 genannten Sätze.  
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6.1. Schlüssel- und Zusatzkontrollen 

Die Schlüsselkontrollen gemäß Titel V Kapitel III der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 

und der entsprechenden Durchführungsbestimmung in Kapitel IV Abschnitt 2 der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission sind Kontrollen, die sich 

auf die Schlüsselelemente beziehen, die die Ex-Post-Kontrollen wirksam machen. Dies 

sind die folgenden fünf in der Verordnung geregelten Bereiche: 

- Rechtlicher und administrativer Rahmen gemäß den Artikeln 82 und 85 der Verordnung 

(EU) Nr. 1306/2013: Die für die Anwendung der Verordnung tätige(n) Dienststelle(n) 

muss/müssen organisatorisch von den Dienststellen oder Dienststellenteilen unabhängig 

sein, die mit den Zahlungen und den ihnen vorausgehenden Kontrollen beauftragt sind. 

Diese Dienststellen verfügen über Bedienstete, deren Anzahl und Ausbildung für die 

Erfüllung dieser Aufgaben angemessen ist. Die mit den Prüfungen beauftragten 

Bediensteten haben Zugang zu den Geschäftsunterlagen und können Geschäftsunterlagen 

beschlagnahmen oder beschlagnahmen lassen.  

- Qualität der Prüfung gemäß Artikel 79 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013: Die 

Prüfung wird so durchgeführt, dass festgestellt werden kann, ob die Maßnahmen, die 

Bestandteil des Finanzierungssystems des EGFL sind, tatsächlich und ordnungsgemäß 

durchgeführt worden sind. 

- Zeitnahe Durchführung: Gemäß Artikel 84 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 und Artikel 42 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 müssen die 

Ex-Post-Kontrollen innerhalb einer vertretbaren Frist nach Ausführung der Zahlung 

durchgeführt werden. Je mehr Zeit zwischen der Zahlung und der Ex-Post-Kontrolle 

verstreicht, umso größer ist die Gefahr, dass der Empfänger seine Tätigkeit einstellt oder 

dass die Unterlagen, die kontrolliert werden sollen, nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Grundsätzlich sollten die Ex-Post-Kontrollen in dem Prüfungszeitraum erfolgen, der auf 

das Haushaltsjahr folgt, in dem die Zahlung getätigt wurde. 

- Risikoanalyse gemäß Artikel 80 Absatz 1  und Artikel 81 Absatz 3 der Verordnung 

(EU)Nr. 1306/2013 und Artikel 42 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014: 

Die Risikoanalyse ist ein Schlüsselelement der Ex-Post-Kontrollen. Sowohl die 

Unternehmen als auch die Maßnahmen werden auf der Grundlage einer Risikoanalyse für 

die Prüfungen ausgewählt. Auch besondere Risiken auf der Ebene der einzelnen 

Unternehmen, die besonders geprüft werden müssen, werden auf der Grundlage einer 

Risikoanalyse identifiziert. Mängel in diesen Bereichen können die Qualität und 

Wirksamkeit der Kontrollen stark beeinträchtigen. 

- Gegenkontrollen gemäß den Artikeln 81 und 83 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013: 

Gegenkontrollen sind ein wesentliches Element der Ex-Post-Kontrollen, weil sie die 

Möglichkeit bieten, die beim Begünstigten erhaltenen Informationen mit den 

Informationen aus anderen unabhängigen Quellen auf den vor- und nachgelagerten 

Stufen abzugleichen.  

Als Zusatzkontrollen im Rahmen der Verordnung gelten alle sonstigen Elemente im 

Zusammenhang mit der Vorbereitung, Ausführung, Berichterstattung, Dokumentation 

und Weiterbehandlung der Ex-Post-Kontrollen, die oben nicht aufgeführt sind und die 

die Wirksamkeit der Ex-Post-Kontrollen negativ beeinflussen können. Zu diesen 

Elementen gehören u. a.: Schwachstellen bei der Kontrollmethode, Schwachstellen bei 

der Berichterstattung und der Dokumentation der Kontrollen, unzureichende Systeme für 

Überprüfung und Aufsicht, Nichteinhaltung der nach der Verordnung vorgeschriebenen 

Fristen usw. 
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7. KAPITEL 7: BEHANDLUNG DER FESTSTELLUNGEN DER KONTROLLORGANE DER 

MITGLIEDSTAATEN BEIM RECHNUNGSABSCHLUSS 

Dieses Kapitel ersetzt ab dem 1.1.2015 Anhang 4 des Dokuments VI/5330/97 für die mit 

einem Mitteilungsschreiben eingeleiteten Rechnungsabschlussverfahren. 

Einige Mitgliedstaaten waren nicht ohne Weiteres bereit, den Kommissionsdienststellen 
Zugang zu den von den nationalen Kontrollorganen nach ihren Prüfungen der EGFL- und 
der ELER-Ausgaben übermittelten Berichten zu gewähren. Dieser Zurückhaltung bei der 
Zugangsgewährung liegt die Befürchtung zugrunde, dass die Feststellungen der 
nationalen Kontrollorgane zur Begründung von Finanzkorrekturen in einem 
Rechnungsabschlussbeschluss verwendet werden könnten. 

 

Die Kommissionsdienststellen haben gemäß Artikel 48 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 eindeutig das Recht, alle für das ordnungsgemäße Funktionieren der 

Fonds erforderlichen Informationen zu erhalten und alle Unterlagen zu prüfen, die die 

aus den Fonds finanzierten Ausgaben betreffen. Gemäß Artikel 5 Absatz 4 der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014 muss die bescheinigende Stelle einen Bericht über die 

Zahlstellen vorlegen, und gemäß dem Zulassungskriterium „Überwachung“ in Anhang I 

der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 müssen die Berichte des internen Revisionsdienstes 

zur Verfügung stehen. Der Zugang zu den Berichten über Ex-Post-Prüfungen ist in 

Artikel 87 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 vorgeschrieben. Die Nichtvorlage eines 

angeforderten Berichts wird als Verstoß gegen die obengenannten Vorschriften und als 

Nichterbringung des Nachweises betrachtet, dass die betreffenden Prüfungen 

ordnungsgemäß vorgenommen wurden und die erforderliche Wirksamkeit gezeigt haben. 

Die Feststellungen der nationalen Kontrollorgane führen nicht von selbst zu finanziellen 

Auswirkungen beim Rechnungsabschluss. Sie werden behandelt als Beweise dafür, dass 

die nationalen Kontrollverfahren in Übereinstimmung mit den Verordnungen wirksam 

funktionieren. Von dem Mitgliedstaat wird allerdings erwartet, dass er aus den 

Ergebnissen der Berichte die erforderlichen Konsequenzen zieht, so insbesondere, dass er 

alle Lücken in den von einer nationalen Behörde angewandten Verfahren schließt, dass er 

die von dieser Lücke betroffenen Vorgänge überprüft und dass er Beträge, die nicht 

ordnungsgemäß ausgezahlt oder für unregelmäßig erachtet worden sind, wieder einzieht. 

Es ist klar, dass die Feststellungen der Kontrolle, wenn aus diesen Berichten nicht die 

erforderlichen Konsequenzen gezogen werden, hinfällig werden; daher zieht die für den 

Rechnungsabschluss zuständige Behörde in diesem Fall, aber auch nur in diesem Fall 

entsprechende finanzielle Konsequenzen in Betracht. 
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8. KAPITEL 8: BESCHLUSS ZUR NICHTEINLEITUNG ODER 

NICHTWEITERVERFOLGUNG EINES KONFORMITÄTSABSCHLUSSES  

 

Gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 kann die 

Kommission „beschließen, keine Untersuchung im Rahmen des Konformitätsabschlusses 

gemäß Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 einzuleiten bzw. die 

Untersuchung nicht fortzusetzen, wenn sie davon ausgeht, dass die etwaige finanzielle 

Berichtigung aufgrund der durch eine Untersuchung gemäß Artikel 34 Absatz 2 

festgestellten Nichtkonformität weniger als 50 000 EUR und weniger als 2 % der 

entsprechenden Ausgaben oder der wiedereinzuziehenden Beträge ausmachen würde.“ 

Demnach haben die Kommissionsdienststellen die Möglichkeit, keine Untersuchung im 

Rahmen des Konformitätsabschlusses einzuleiten bzw. die Untersuchung nicht 

fortzusetzen. Allerdings gibt es mehrere Kategorien von Fällen, in denen eine 

Untersuchung im Rahmen des Konformitätsabschlusses eingeleitet bzw. fortgesetzt wird, 

z. B. 

 aus Gründen der Politik: den Tierschutz betreffende Fragen, Probleme in 

Bereichen, in denen weit verbreitete Fälle von Unregelmäßigkeiten auftreten, 

einschließlich Fällen, in denen ein Betrugsverdacht vorliegt und die von OLAF 

oder anderen Prüfeinrichtungen behandelt werden; 

 aus Gründen, die der Fahrlässigkeit oder Untätigkeit der Behörden der 

Mitgliedstaaten zuzuschreiben sind, insbesondere wenn die einzelnen 

betreffenden Fälle ermittelt wurden („bekannter Fehler“, punktuelle Korrektur) 

und der Mitgliedstaat nichts unternommen hat, um Abhilfe zu schaffen und das 

Wiedereinziehungsverfahren gegenüber dem Endbegünstigten einzuleiten; 

 wenn die Kommissionsdienststellen eine Finanzkorrektur von ursprünglich mehr 

als 50 000 EUR vorschlagen, der Betrag aber aufgrund der vom Mitgliedstaat 

innerhalb der Fristen gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 

übermittelten Informationen auf einen Betrag unterhalb dieser Schwelle 

verringert wird. 
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9. KAPITEL 9: POSITIVE KORREKTUREN IM BESCHLUSS ÜBER DEN 

KONFORMITÄTSABSCHLUSS 

Dieses Kapitel ersetzt ab dem 1.1.2015 das in der Sitzung des Ausschusses für die 
Agrarfonds von Oktober 2012 vorgelegte Dokument D(2012) 1338812 für die mit einem 
Mitteilungsschreiben eingeleiteten Rechnungsabschlussverfahren. 

In Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 ist der Ausschluss von nicht in 
Übereinstimmung mit dem Unionsrecht getätigten Ausgaben durch 
Konformitätsabschlussbeschluss geregelt. Es stellte sich die Frage, ob in den 
Konformitätsabschlussbeschlüssen eine positive Korrektur/Rückerstattung an die 
Mitgliedstaaten möglich ist. 

 

Grundsätze 

Die Rückerstattung durch Rechnungs- oder Konformitätsabschlussbeschluss darf nicht 

genutzt werden, um geltende Vorschriften im Bereich der Mittelbewirtschaftung und des 

Rechnungsabschlusses zu umgehen und die Bestandskraft früherer (in der 

Vergangenheit) getroffener Entscheidungen/Beschlüsse zu unterlaufen. Positive 

Korrektur: Die Rückerstattung eines dem Fonds gegenüber zuvor geltend gemachten 

Betrags könnte sowohl im Rahmen des Rechungsabschlussbeschlusses als auch im 

Rahmen des Konformitätsabschlussbeschlusses erfolgen. 

Für dieses Kapitel sind die Artikel 41 und 54 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 

relevant. 

EGFL 

In Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 heißt es: „Die gemäß Absatz 1 

gemeldeten Ausgaben und zweckgebundenen Einnahmen können Berichtigungen der für 

die Vormonate desselben Haushaltsjahres gemeldeten Angaben einschließen.“ 

In Artikel 11 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 heißt es: „Die kumulierten 

Angaben über die in einem Haushaltsjahr zu verbuchenden Ausgaben und 

zweckgebundenen Einnahmen, die der Kommission spätestens am 27. Oktober zu 

übersenden sind, können nur im Rahmen der Jahresrechnungen berichtigt werden, die 

der Kommission gemäß Artikel 102 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c Ziffer iii der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 übermittelt werden.“ 

ELER 

In Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 heißt es: 

„Die Ausgabenerklärungen für einen Zeitraum können Berichtigungen der für die 

vorangegangenen Zeiträume desselben Haushaltsjahrs gemeldeten Angaben beinhalten. 

Berichtigungen von im Haushaltsjahr zu verbuchenden Ausgaben und zweckgebundenen 

Einnahmen, die nicht in den Erklärungen gemäß Absatz 2 Buchstaben a, b und c 

enthalten sind, können nur im Rahmen der Jahresrechnungen vorgenommen werden, die 

der Kommission gemäß Artikel 102 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c Ziffer iii der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 übermittelt werden.“ 
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9.1. Anwendung per Beschluss über den Rechnungsabschluss 

Die bescheinigten Jahresrechnungen der Mitgliedstaaten können positive Korrekturen 

umfassen. Werden im Rahmen des Rechnungsabschlusses Korrekturen als gerechtfertigt 

angesehen, so werden die Beträge bestätigt und somit dem Mitgliedstaat über den 

jährlichen Rechnungsabschlussbeschluss rückerstattet. Gleichwohl kann die Kommission 

eine Konformitätsprüfung gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 

einleiten, um diese positiven Korrekturen zu prüfen. 

Positive Korrekturen könnten sich in folgenden Fällen ergeben: 

  wenn gemäß Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 amtlich 

oder gerichtlich endgültig festgestellt wird, dass keine Unregelmäßigkeit vorliegt;  

 im Ausnahmefall, wenn die vom Mitgliedstaat dem Fonds gutgeschriebenen 

Beträge aufgrund von Verwaltungsfehlern in den Jahresrechnungen des Jahres (n) 

offenkundig höher sind als der exakte Fehler, der spätestens in den 

Jahresrechnungen des Jahres (n+1) zu korrigieren ist; 

 bei einer Änderung des Entwicklungsprogramms für den ländlichen Raum 

(Anpassung der Korrektur wegen Überschreitung des im Finanzierungsplan 

vorgesehenen Betrags nach Maßgabe von Artikel 65 Absatz 9 der Verordnung 

(EU) Nr. 1303/2013) im Einklang mit Artikel 36 Absatz 6 Unterabsatz 3 der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 und Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014. 

9.2. Anwendung per Beschluss über den Konformitätsabschluss 

9.2.1. Nach dem Beschluss über den Rechnungsabschluss 

Ist bereits ein Rechnungsabschluss erfolgt, so kann eine Korrektur in Form einer 

Rückerstattung an den Mitgliedstaat durch einen Konformitätsabschlussbeschluss nur 

ausnahmsweise und in Einzelfällen vorgenommen werden, sofern nachstehende Kriterien 

erfüllt sind: 

 Es müssen Beweise für den Standpunkt des Mitgliedstaats vorliegen und, falls 

erforderlich, müssen die Kommissionsdienststellen eine Vor-Ort-Kontrolle 

durchführen. 

 Da die Richtigkeit der Angaben für den Rechnungsabschluss bestätigt sein muss, 

gilt dies auch für die neuen, von dem Mitgliedstaat vorgelegten Informationen. 

 Der Fehler darf nicht auf Nachlässigkeit zurückzuführen sein. Tippfehler gelten 

nicht als Nachlässigkeit.  

 Es muss festgestellt werden, dass der Mitgliedstaat in dem 

Wiedereinziehungsverfahren mit angemessener Sorgfalt gehandelt hat. 

 

In Fällen, in denen Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 angewendet 

wurde und später festgestellt wird, dass die Einstufung, das Jahr der ersten Feststellung 

oder das Datum von Wiedereinziehungsbescheiden gemäß Artikel 54 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 nicht korrekt ist, sollte eine positive Korrektur nur bei 

Insolvenz des Schuldners vorgenommen werden.  
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9.2.2. Nach dem Beschluss über den Konformitätsabschluss 

Zudem ist eine Rückerstattung aufgrund zusätzlicher Informationen aus dem 

Mitgliedstaat, die dieser im Rahmen des Konformitätsabschlussverfahrens hätte vorlegen 

müssen, oder aufgrund von Informationen, die erst nach Verabschiedung des 

Konformitätsabschlussbeschlusses durch die Kommission vorliegen, nicht möglich. 

Eine Rückerstattung ist in nachstehenden Fällen zulässig: 

a) für die Kommission vollumfänglich oder in Teilen abschlägiges Urteil des 

Gerichtshofs;  

b) Fehler der Kommissionsdienststellen;  

c) vor dem/zum Zeitpunkt des Beschlusses vorliegende Informationen, die 

sowohl von den Kommissionsdienststellen als auch von dem Mitgliedstaat 

übersehen wurden, wenn dies zu einer Doppelberichtigung geführt hat; 

d) in der Korrektur enthaltene Ausgaben, die bereits an den Unionshaushalt 

zurückgeführt/von der Rückerstattung durch die EU ausgeschlossen 

wurden;  

e) Ausgaben, die dem Mitgliedstaat aufgrund einer Aussetzung oder 

Kürzung gemäß Artikel 41 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 nicht 

rückerstattet wurden. 

Eine Rückerstattung darf nie mehr als 100 % der ursprünglichen Korrektur betragen. 

Wird eine positive Korrektur in die Konformitätsabschlussbeschlüsse aufgenommen, so 

wird Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 als zusätzliche Rechtsgrundlage 

herangezogen. Dies gilt nicht für Rückerstattungen infolge der (teilweisen) Aufhebung 

eines Rechnungsabschlussbeschlusses durch den Europäischen Gerichtshof. 

Bei „positiven Korrekturen“ ist derselbe Wechselkurs wie bei dem ursprünglichen 

Beschluss zugrunde zu legen, um sicherzustellen, dass die finanziellen Auswirkungen 

neutral sind. 
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10. KAPITEL 10: BERECHNUNG DER FINANZKORREKTUREN IM RAHMEN DES 

RECHNUNGSABSCHLUSSVERFAHRENS 

Als direkte Konsequenz des Rechnungsabschlussverfahrens werden die Rechnungen der 

Zahlstellen (ZS) auf der Grundlage von Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 

im Rahmen des normalen Rechungsabschlussbeschlusses der Kommission entweder für 

den Abschluss vorgeschlagen (bis zum 31. Mai des auf das betreffende Haushaltsjahr 

folgenden Jahres) oder nicht. Die Ergebnisse werden den Mitgliedstaaten in dem 

Schreiben vom 30. April jährlich mitgeteilt (Artikel 33 Absatz 3 der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014 der Kommission). 

Den vorgeschlagenen Rechnungsabschlussbeschlüssen liegt der in Tabelle 2 dargestellte 

Entscheidungsbaum zugrunde. Demnach lassen sich vier Szenarien unterscheiden: 

1. Stellt die bescheinigende Stelle (BS) keinen wesentlichen Fehler (mehr als 2 % 

der erklärten Ausgaben) fest, so werden die Rechnungen für den Abschluss 

vorgeschlagen. Werden Fehler festgestellt (z. B. bekannte Fehler), die unter der 

Wesentlichkeitsschwelle, aber über der Schwelle gemäß Artikel 35 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission liegen, so kann ein 

Konformitätsabschlussverfahren gemäß Artikel 52 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 eingeleitet werden. 

 

2. Liegt der Gesamtfehler über der Wesentlichkeitsschwelle, der prognostizierte 

Gesamtfehler (wahrscheinlichster Fehler)
21

 aber darunter, so kann die BS je nach 

den zugrunde liegenden Sachverhalten beschließen, ihre Stellungnahme zu den 

Rechnungen einzuschränken oder nicht.  

 

2.1. Bei einer uneingeschränkten Stellungnahme kann der Rechnungsabschluss je 

nach den zugrunde liegenden Sachverhalten mit größter Wahrscheinlichkeit 

vorgeschlagen werden. In Bezug auf die festgestellten Fehler kann ein 

Konformitätsabschlussverfahren gemäß Artikel 52 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 eingeleitet werden. 

 2.2. Wird die Stellungnahme eingeschränkt und ist die ZS mit den Feststellungen 

der BS einverstanden, so kann die ZS beschließen, bereits vor Vorlage der 

Rechnungen und der Verwaltungserklärung Abhilfemaßnahmen zu treffen. 

2.2.1. Können keine Abhilfemaßnahmen getroffen werden oder ist die ZS nicht 

einverstanden und trifft sie keine Abhilfemaßnahmen, so muss ein 

Konformitätsabschlussverfahren gemäß Artikel 52 der Verordnung 

(EU) Nr. 1306/2013 eingeleitet werden. Der Rechnungsabschluss kann 

vorgeschlagen werden, sobald das Konformitätsabschlussverfahren 

abgeschlossen ist (Schreiben mit Schlussfolgerungen gemäß Artikel 34 

Absatz 3 mit Bezugnahme auf Artikel 40 Absatz 1 der Verordnung 

(EU) Nr. 908/2014). 

                                                 
21 Für spezifische Begriffe (Gesamtfehler, prognostizierter Gesamtfehler, internes Kontrollsystem 

unzuverlässig) wird auf die Leitlinie Nr. 2 für die jährliche Bescheinigungsprüfung verwiesen.  
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2.2.2. Trifft die ZS Abhilfemaßnahmen, um die Fehler in den 

Jahresrechnungen zu korrigieren (einzelne Fehler und/oder Abzug der 

bekannten Fehler und des Betrags des prognostizierten Gesamtfehlers 

(wahrscheinlichster Fehler) und/oder Verbesserung des betreffenden 

mangelhaften Verfahrens), so kann der Rechnungsabschluss 

vorgeschlagen werden. Gleichwohl können die 

Kommissionsdienststellen beschließen, die zugrunde liegenden 

Sachverhalte in einem Konformitätsabschlussverfahren gemäß 

Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 zu untersuchen. 

3. Liegen sowohl der Gesamtfehler als auch der prognostizierte Gesamtfehler über 

der Wesentlichkeitsschwelle und gibt die BS eine eingeschränkte Stellungnahme 

ab, so kann die ZS je nach dem zeitlichen Rahmen und je nachdem, ob sie mit 

den Feststellungen einverstanden ist oder nicht, beschließen, vor Vorlage der 

Rechnungen und der Verwaltungserklärung Abhilfemaßnahmen zu treffen. Siehe 

die beiden Optionen unter den Ziffern 2.2.1 und 2.2.2. 

4. Werden in den Rechnungen wesentliche Falschangaben festgestellt und/oder wird 

das interne Kontrollsystem mit „unzuverlässig“ bewertet und gibt die BS daher 

eine eingeschränkte Stellungnahme ab, so kann die ZS je nach dem zeitlichen 

Rahmen und je nachdem, ob sie mit den Feststellungen einverstanden ist oder 

nicht, vor Vorlage der Rechnungen und der Verwaltungserklärung 

Abhilfemaßnahmen treffen.  

4.1 Werden keine Abhilfemaßnahmen getroffen oder ist die ZS nicht 

einverstanden und trifft sie keine Abhilfemaßnahmen, so muss ein 

Konformitätsabschlussverfahren gemäß Artikel 52 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 eingeleitet werden. Der Rechnungsabschluss kann erst 

vorgeschlagen werden, sobald das Konformitätsabschlussverfahren 

abgeschlossen ist (Schreiben mit Schlussfolgerungen gemäß Artikel 34 

Absatz 3 mit Bezugnahme auf Artikel 40 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014). 

 4.2. Trifft die ZS Abhilfemaßnahmen, um die Fehler in den Jahresrechnungen zu 

korrigieren (Korrektur der Beträge in den Rechnungen, Verbesserung des 

betreffenden mangelhaften Verfahrens, Aktionsplan in Bezug auf die 

Zulassung), so kann der Rechnungsabschluss vorgeschlagen werden. 

Zumindest bei Nichteinhaltung von Zulassungskriterien (falls zutreffend) 

muss ein Konformitätsabschlussverfahren gemäß Artikel 52 der Verordnung 

(EU) Nr. 1306/2013 eingeleitet werden. 

Abschließend kann das Schreiben vom 30. April (Artikel 33 Absatz 3 der Verordnung 

(EU) Nr. 908/2014) bei drei Arten von Fällen eine Bezugnahme auf Artikel 34 der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014 enthalten: 

1. wenn die Rechnungen für den Abschluss vorgeschlagen werden, jedoch Fehler 

festgestellt werden, die unterhalb der Wesentlichkeitsschwelle, aber über der 

Schwelle gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 liegen. 

Für die zur Korrektur vorgeschlagenen Fehler wird auf Tabelle 1 verwiesen. 

2. wenn ein wesentlicher Fehler festgestellt wird und keine Abhilfemaßnahmen 

berücksichtigt werden können. In diesem Fall werden die Rechnungen nicht 

abgeschlossen; 

3. wenn eine klare Nichteinhaltung der Zulassungskriterien gemeldet wird. 



 

47 

 

 

 

 

 

 

 

Tabelle 1 

Der nachstehenden Tabelle liegt die Fehlerbewertung gemäß Anhang 4 Ziffer 5 der 

Leitlinie Nr. 2 für die jährliche Bescheinigungsprüfung zugrunde. 

Prüfungs-

schritte 

Zusammenhang mit der 

Fehlerbewertung 

Bei den Gesamt-

fehlern auf 

Fondsebene zu 

berücksichtigende 

Ergebnisse 

Zur Korrektur im 

Rahmen des 

Konformitätsabschluss-

verfahrens 

vorgeschlagen 

Überprüfung 

des internen 

Kontrollsystems 

Bei der 

Übereinstimmungsprüfung 

ermittelte finanzielle 

Fehler 

Bekannte Fehler JA 

Bei der 

Übereinstimmungsprüfung 

ermittelte formale Fehler 

k.A. k.A. 

Validierung der 

RuO der 

Ausgaben 

Bei der vertieften Prüfung 

ermittelte finanzielle 

Fehler - statistisches 

Stichprobenverfahren  

Obere Fehlergrenzen 

+ bekannte Fehler 

Der wahrscheinlichste 

Fehler wird nur zur 

Korrektur 

vorgeschlagen, wenn der 

Gesamtfehler auf 

Fondsebene über der 

Wesentlichkeitsschwelle 

liegt 

Bekannter Fehler - JA 

Bei der vertieften Prüfung 

ermittelte finanzielle 

Fehler - nichtstatistisches 

Stichprobenverfahren 

Erweiterte 

Fehlerquote 

(identisch mit oberer 

Fehlergrenze)  

Nur wenn der 

Gesamtfehler auf 

Fondsebene über der 

Wesentlichkeitsschwelle 

liegt  

Andere finanzielle Fehler Anomale Fehler JA 

Validierung der 

Rechnungs-

Beim Abgleich ermittelte 

finanzielle Fehler 

Bekannte Fehler JA 
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führung 

Finanzielle Auswirkungen insgesamt (Summe der oben 

aufgeführten Fehler 

mit finanziellen 

Auswirkungen) 
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Tabelle 2 

Jährliche Bescheinigung - Rechnungsabschluss - Weiterbehandlung im Rahmen der 

Konformitätsprüfung  

 

Jährliche Bescheinigung – Rechnungsabschluss – Weiterbehandlung im Rahmen der Konformitätsprüfung
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 /

IK
S 

u
n

zu
ve

rl
äs

si
g

Rechnungs-
abschluss 

wird 
vorgeschla-

gen

Gesamtfehler  >  
Wesentlichkeits-

schwelle auf 
Fondsebene  > 

wahrscheinlichster 
Fehler auf 

Fondsebene

Eingeschränkte  oder 
uneingeschränkte 

Stellungnahme

Gesamtfehler < 
Wesentlichkeits-

schwelle auf 
Fondsebene

Kein Vorbehalt in der 
Stellungnahme

Keine Auswirkungen 
auf Jahreserklärungen 

(JE) und 
Verwaltungserklärung 

(VE) 

Weiterbehandlung 
von Fehlern und 

Empfehlungen der BS

Konformitätsprüfung 
kann ggf. für bekannte 

Fehler über der De-
minimis-Schwelle 

eingeleitet werden

Keine Auswirkungen 
auf  JE und VE 

Uneingeschränkt
Weiterbehandlung 

von Fehlern und 
Empfehlungen der BS

Konformitätsprüfung 
kann ggf. für bekannte 

Fehler über der De-
minimis-Schwelle 

eingeleitet werden

Rechnungs-
abschluss 

wird 
vorgeschla-

gen

Gesamtfehler und 
wahrscheinlichster 

Fehler auf 
Fondsebene  > 

Wesentlichkeits-
schwelle auf 
Fondsebene

Eingeschränkte 
Stellungnahme

Feststel-
lungen und 

Stellung-
nahme der 

BS 
berücksich-

tigt?

ZS korrigiert 
wahrscheinlichsten 

Fehler in der VE. 
Stellungnahme der BS

wird in der VE
berücksichtigt

Weiterbehandlung 
von Fehlern und 

Empfehlungen der BS

Rechnungs-
abschluss 

wird 
vorgeschla-

gen

Rechnungs-
abschluss 
wird nicht 

vorgeschla-
gen

Konformitätsprüfung 
muss für gemeldete 

Konformitäts-
probleme eingeleitet 

werden =>
Rechnungsabschluss 

kann erst nach 
Abschluss der Prüfung 
vorgeschlagen werden

Konformitätsprüfung 
kann ggf. für bekannte 

Fehler oder 
Konformitäts-

probleme eingeleitet 
werden

JA

NEIN

Wesentliche 
Falschangaben in den 

Rechnungen  / 
Gesamtbewertung des 
IKS: funktioniert nicht

Eingeschränkte 
Stellungnahme

Feststel-
lungen und 

Stellung-
nahme der 

BS 
berücksich-

tigt?

ZS korrigiert VE oder 
leitet Aktionsplan  in 

Bezug auf  Mängel bei 
der Zulassung/des IKS

ein. Stellungnahme 
der BS wird in VE

berücksichtigt

Weiterbehandlung 
von Fehlern und 

Empfehlungen der BS

Rechnungs-
abschluss 

wird 
vorgeschla-

gen

Rechnungs-
abschluss 
wird nicht 

vorgeschla-
gen

Konformitätsprüfung 
muss für die 

gemeldeten Probleme 
eingeleitet werden =>
Rechnungsabschluss 

kann erst nach 
Abschluss der Prüfung 
vorgeschlagen werden

Konformitätsprüfung 
kann ggf. für bekannte 

Fehler oder 
ausstehende 

Probleme eingeleitet 
werden

JA

NEIN

Bescheinigende Stelle (BS) Zahlstelle (ZS) Kommissionsdienststellen Weiterbehandlung

Eingeschränkt

Uneingeschränkt
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11. KAPITEL 11: FINANZKORREKTUREN IM ZUSAMMENHANG MIT 

UNREGELMÄSSIGKEITEN UND AUSSENSTÄNDEN  

11.1. Einleitung 

Unregelmäßigkeiten machen zu jedem Zeitpunkt einen erheblichen Anteil aller GAP-

Schulden gegenüber dem Unionshaushalt aus. Diese Außenstände stellen 

Vermögenswerte dar, die sich direkt auf den Cashflow und die finanzielle Position der 

Union auswirken. 

Das vorliegende Kapitel enthält Leitlinien für die Grundsätze, Kriterien und Richtgrößen 

für die Berechnung der Finanzkorrekturen, die die Kommission gegebenenfalls gemäß 

den Artikeln 52 und 54 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 bei Nichteinhaltung der 

Unionsbestimmungen über die Behandlung und Wiedereinziehung von 

Unregelmäßigkeiten durch die Zahlstellen vorschlagen kann. 

11.2. Allgemeine Grundsätze 

Zusätzlich zu mehreren in Kapitel 1 genannten wesentlichen Grundsätzen
22

 gelten für die 

Verwaltung von Unregelmäßigkeiten und Außenständen die nachstehenden besonderen 

Grundsätze: 

11.2.1. Verfahren für die Beurteilung der Finanzkorrekturen  

Unregelmäßigkeiten und die Verwaltung von Außenständen unterliegen nicht den 

Bestimmungen über die Förderfähigkeit, sondern einer besonderen Reihe von 

Bestimmungen.  

So müssen die Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 54, 55, 56 und 58 der Verordnung 

(EU) Nr. 1306/2013 sowie Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 907/2014 die 

erforderlichen Maßnahmen treffen, um 

– zu verhindern, dass Beträge infolge von Unregelmäßigkeiten oder 

Versäumnissen zu Unrecht gezahlt werden, und zu Unrecht erfolgte 

Zahlungen weiterzubehandeln; 

– die entsprechenden Beträge in ihren Büchern zu verzeichnen und in den 

Jahresrechnungen gemäß Artikel 29 Buchstaben f und g der Verordnung 

(EU) Nr. 908/2014 zu melden; 

– die infolge von Unregelmäßigkeiten oder Versäumnissen abgeflossenen 

Beträge wieder einzuziehen. 

In diesem Kontext können die Kommissionsdienststellen zu dem Schluss gelangen, dass 

die Tatsache dass das für Außenstände bestimmte Verwaltungs- und Kontrollsystem des 

Mitgliedstaats nicht funktioniert, insofern zu einem Risiko für den Fonds führt, als die 

dem Fonds gemeldeten Unregelmäßigkeiten und/oder die entsprechenden 

Wiedereinziehungen möglicherweise zu niedrig angesetzt sind. Infolgedessen wird das 

Risiko für den Fonds grundsätzlich nicht anhand des Risikos nicht beihilfefähiger 

Ausgaben, sondern anhand des Risikos eines finanziellen Verlusts aufgrund der Mängel 

bzw. der Nichtanwendung von Abhilfemaßnahmen bewertet. Allerdings werden die 

                                                 
22 Siehe Ziffern 1.3.1, 1.3.2, 1.3.5, 1.3.7 und 1.3.9 von Kapitel 1. 
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Kommissionsdienststellen dem Mitgliedstaat einen angemessenen Zeitraum für die 

etwaige Umsetzung solcher Abhilfemaßnahmen einräumen. 

Bei der Bewertung nichtkonformer Vorhaben berücksichtigen die 

Kommissionsdienststellen Art und Schwere des Verstoßes sowie den der Union durch 

die festgestellten Mängel entstandenen finanziellen Schaden. In diesem Zusammenhang 

sollte Folgendes gelten: 

– Wurden die einschlägigen Vorschriften eingehalten, muss aber das 

Verwaltungs- und Kontrollsystem für Außenstände geringfügig verbessert 

werden, so sollten entsprechende Empfehlungen ausgesprochen, aber keine 

Finanzkorrekturen vorgenommen werden. 

– In Einzelfällen, bei denen die vorgeschriebene Verwaltung und die 

vorgeschriebenen Kontrollen von Außenständen schwerwiegende Mängel 

ergeben haben, sollte stets eine Finanzkorrektur vorgenommen werden.  

– Liegen bei dem Verwaltungs- und Kontrollsystem für Außenstände 

schwerwiegende Mängel vor, die zu systembedingten Unregelmäßigkeiten 

oder zur Nichtwiedereinziehung von Beträgen geführt haben oder führen 

könnten, insbesondere Versäumnisse bei der Einhaltung der einschlägigen 

Vorschriften, so sollten stets Finanzkorrekturen erfolgen. In einem solchen 

Fall sollte das Risiko anhand einer Extrapolation oder eines Pauschalsatzes 

geschätzt werden. 

11.2.2. Risikobetrag  

Die Finanzkorrektur sollte auf den Teil der in Anhang II der Verordnung (EU) 

Nr. 908/2014 der Kommission gemeldeten Unregelmäßigkeiten und Außenstände 

angewendet werden, für den ein Verlustrisiko bestand. 

Beruht der Mangel darauf, dass der Mitgliedstaat es versäumt hat, ein adäquates 

Verwaltungs- und Kontrollsystem für Unregelmäßigkeiten und Außenstände aufzubauen, 

so sollte die Korrektur die ganze Grundgesamtheit von Unregelmäßigkeiten und 

Außenständen betreffen, für die das mangelhafte System gilt.  

Ausnahmen: 

Wird festgestellt, dass der Mangel die Vollständigkeit der im Debitorenbuch des 

Mitgliedstaats und/oder in Anhang II erfassten Unregelmäßigkeiten und Außenstände 

betrifft, so wird die Finanzkorrektur auf den Teil der Ausgaben angewendet, für den ein 

Verlustrisiko bestand. 

11.3. Finanzkorrekturen 

Es gelten die in den Kapiteln 2 und 3 beschriebenen wesentlichen Grundsätze für 

berechnete, extrapolierte und pauschale Korrekturen.  

Die Höhe der pauschalen Korrekturen wird insbesondere unter Berücksichtigung der Art 

des Verstoßes festgesetzt. 
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11.3.1. Mängel bei der Einhaltung der Zulassungskriterien 

Für dieses Verfahren wird auf Kapitel 5 dieser Leitlinien verwiesen, das die Berechnung 

der finanziellen Auswirkungen von Mängeln bei der Einhaltung der Zulassungskriterien 

durch die Zahlstellen betrifft (Artikel 2 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 908/2014). 

 

11.3.2. Mängel bei einer oder mehreren Schlüssel- und/oder Zusatzkontrollen, 

die die Einhaltung von Artikel 52 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 

gewährleisten und sicherstellen sollen, dass die Finanzberichte an die 

Kommission keine wesentlichen Falschangaben zu Außenständen 

enthalten. 

Für dieses Verfahren findet Kapitel 3
23

 entsprechend Anwendung auf die Verwaltung 

von Außenständen und Unregelmäßigkeiten, wobei Folgendes zu berücksichtigen ist: 

1. Die bestehenden Kontrollen für die Verwaltung von Außenständen und 

Unregelmäßigkeiten gewährleisten, dass 

 zu Unrecht gezahlte Beträge zeitig erkannt und wiedereingezogen werden;  

 die Wiedereinziehungsverfahren einschließlich Verrechnung wirksam sind; 

 Außenstände ordnungsgemäß festgestellt und unverzüglich im Debitorenbuch 

erfasst werden;  

 wiedereingezogene Beträge ordnungsgemäß und unverzüglich den Fonds wieder 

gutgeschrieben werden; 

 das Debitorenbuch und die Berichterstattung an die Kommission (Anhänge II 

und III der Verordnung (EU) Nr. 908/2014 und Verordnung (EG) Nr. 1848/2006 

der Kommission) vollständig und korrekt sind; 

 die Abschreibung von Außenständen ordnungsgemäß begründet und die 

Begründung angemessen dokumentiert wird. 

2. Die Höhe der pauschalen Korrekturen wird insbesondere unter Berücksichtigung der 

Art des Verstoßes festgesetzt. Zu diesem Zweck werden die Kontrollmängel 

untergliedert in Mängel bei den auf die Funktion „Außenstände“ zugeschnittenen 

Schlüsselkontrollen und Mängel bei den entsprechenden Zusatzkontrollen. Die 

Kommissionsdienststellen werden ein Verzeichnis von Schlüssel- und 

Zusatzkontrollen bereitstellen und erforderlichenfalls aktualisieren. 

3. Diese Schlüssel- und Zusatzkontrollen betreffen die folgenden wesentlichen 

Tätigkeiten der Funktion „Außenstände“:  

  Anerkennung und Erfassung von Außenständen; 

                                                 
23 Pauschale Finanzkorrekturen im Zusammenhang mit Mängeln der Verwaltungs-und Kontrollsysteme, 

die die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben betreffen. 
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 Einziehung von Außenständen; 

 Vollstreckung von Außenständen; 

 Berechnung von Zinsen; 

 Meldung von Außenständen an die Kommission (Anhänge II und III der 

Verordnung (EU) Nr. 908/2014 und Verordnung (EG) Nr. 1848/2006 der 

Kommission). 

4. Die vollständige Erfassung von Außenständen ist für eine adäquate Verwaltung von 

Außenständen von grundlegender Bedeutung. Sind die im Debitorenbuch erfassten 

Daten unvollständig, so kann das Verfahren für die Verwaltung von Außenständen 

nicht adäquat sein, da diese nicht erfassten Außenstände möglicherweise  nicht 

eingezogen werden können. Bei den Schlüsselkontrollen auf Vollständigkeit wird 

geprüft, ob alle Vorgänge wie vorgeschrieben eingegeben und bearbeitet wurden. Bei 

den Kontrollen der einzelnen Datenelemente, aus denen jeder Vorgang besteht, ist auf 

Genauigkeit zu achten.  

5. Werden beim Verwaltungs- und Kontrollsystem für Außenstände Mängel festgestellt, 

so sind Abhilfemaßnahmen erforderlich und muss eine Finanzkorrektur 

vorgenommen werden. Das Vorhandensein von Eigenkontrollen wird berücksichtigt. 

Der Korrektursatz wird wie folgt angewendet: 

 Betrifft der Mangel die Vollständigkeit, so wird der Korrektursatz auf den Teil 

der Ausgaben angewendet, für den ein Verlustrisiko bestand. 

 In allen anderen Fällen wird der Korrektursatz auf den betreffenden Teil der in 

Anhang II gemeldeten Beträge angewendet. 

11.3.3. Den Verwaltungsbehörden oder einer anderen amtlichen Stelle des 

Mitgliedstaats anzulastende Versäumnisse 

Die Mitgliedstaaten werden als nachlässig bei ihren Wiedereinziehungsverfahren 

angesehen, wenn sie den folgenden kombinierten Kriterien nicht genügen: 

1. Bei Fällen („alte Fälle“), die aufgrund von Artikel 41 Absatz 5 der Verordnung (EU) 

Nr. 907/2014 unter Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates fallen: 

o Einleitung eines Wiedereinziehungsverfahrens binnen 4 Jahren ab dem 

Zeitpunkt des ersten Hinweises auf eine Unregelmäßigkeit; 

o Einleitung eines Wiedereinziehungsverfahrens binnen 1 Jahr ab der ersten 

amtlichen oder gerichtlichen Feststellung; 

o Weiterverfolgung des nationalen Wiedereinziehungsverfahren binnen 

1 Jahr nach dem letzten Ereignis oder der letzten Handlung, das bzw. die 

für dieses Wiedereinziehungsverfahren relevant ist; 

o Einhaltung der oben beschriebenen Grundsätze der Gleichwertigkeit und 

der Effektivität, um die finanziellen Interessen der EU zu schützen. 

2. Bei Fällen („neue Fälle“), die unter Artikel 54 Absätze 1 und 2 sowie Absatz 5 

Buchstaben b und c der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 fallen: 
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o Ausstellung der Wiedereinziehungsanordnung und deren Erfassung im 

Debitorenbuch „innerhalb von 18 Monaten nach dem Zeitpunkt [...], zu 

dem ein Kontrollbericht oder ähnliches Dokument, in dem festgestellt 

wird, dass eine Unregelmäßigkeit stattgefunden hat, gebilligt wurde und 

gegebenenfalls der Zahlstelle oder der für die Wiedereinziehung 

zuständigen Stelle zugegangen ist“; 

o Weiterverfolgung des nationalen Wiedereinziehungsverfahren binnen 

1 Jahr nach dem letzten Ereignis oder der letzten Handlung, das bzw. die 

für dieses Wiedereinziehungsverfahren relevant ist; 

o Einhaltung der oben beschriebenen Grundsätze der Gleichwertigkeit und 

der Effektivität, um die finanziellen Interessen der EU zu schützen; 

o Sicherstellung, dass bei der Verwaltung von Außenständen und 

Unregelmäßigkeiten gemäß Artikel 54 Absatz 5 Buchstaben b und c der 

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 keine Versäumnisse auftreten.   

Im Falle von Versäumnissen des Mitgliedstaates wird der Haushalt des betreffenden 

Mitgliedstaates mit dem vollständigen nicht wiedereingezogenen Betrag belastet.  

Falls Versäumnisse bei einer Vielzahl von Vorhaben festgestellt werden, es aber nicht 

kosteneffizient ist, weitere, in der geprüften Stichprobe nicht enthaltene Vorhaben zu 

überprüfen, so kann die Finanzkorrektur durch Extrapolation festgesetzt werden. In 

diesem Fall werden gemäß allgemein anerkannten Prüfungsstandards die Ergebnisse 

einer gründlichen Prüfung einer repräsentativen Stichprobe der betroffenen Einzelfälle 

auf alle Außenstände der Grundgesamtheit extrapoliert. 

Anmerkung: Versäumnisse, die eine Finanzkorrektur von 100 % der unregelmäßigen 

Zahlung zur Folge haben, können nicht nur im Rahmen des 

Wiedereinziehungsverfahrens auftreten, sondern auch beim ursprünglichen Verfahren, 

das zu der unregelmäßigen Zahlung geführt hat (z. B. Nichtdurchführung einer 

obligatorischen Verwaltungs- oder Vor-Ort-Kontrolle) – siehe Artikel 54 Absatz 5 

Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013. 
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